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ERSTER TEIL 
Das Amt des Notars 
1. Abschnitt 

Bestellung zum Notar 

§ 1 

Als unabhängige Träger eines öffentlichen Amtes 
werden für die Beurkundung von Rechtsvorgängen 
und andere Aufgaben auf dem Gebiete der vor- 
sorgenden Rechtspflege in den Ländern Notare be¬ 
stellt. 

§ 2 

Die Notare unterstehen, soweit nichts anderes 
bestimmt ist, ausschließlich den Vorschriften dieses 
Gesetzes. Sie führen ein Amtssiegel. Ihr Beruf ist 
kein Gewerbe. 

§ 3 

(1) Die Notare werden zur hauptberuflichen Amts¬ 
ausübung auf Lebenszeit bestellt. 

(2) In dem Gerichtsbezirken, in denen am 1. April 
1961 das Amt des Notars nur im Nebenberuf aus¬ 
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geübt worden ist, werden weiterhin ausschließlich 
Rechtsanwälte für die Dauer ihrer Zulassung bei 
einem bestimmten Gericht als Notare zu gleich¬ 
zeitiger Amtsausübung neben dem Beruf des Rechts¬ 
anwalts bestellt (Anwaltsnotare). 

(3) Ein Notar kann, wenn dies im Interesse einer 
geordneten Rechtspflege erforderlich ist, bei dem 
Amtsgericht, in dessen Bezirk er seinen Amtssitz 
hat, als Rechtsanwalt zugelassen werden; § 23 der 
Bundesrechtsanwaltsordnung ist nicht anwendbar. 
Die Zulassung kann bei einer wesentlichen Ände¬ 
rung der Verhältnisse zurückgenommen werden. 

§ 4 

(1) Es werden nur so viele Notare bestellt, wie 
es den Erfordernissen einer geordneten Rechtspflege 
entspricht. 

(2) In den Fällen des § 3 Abs. 2 können hierüber 
die Landesjustizverwaltungen die näherem Bestim¬ 
mungen treffen. Sie können insbesondere die Be¬ 
stellung vom Vorhandensein eines Bedürfnisses an 
dem in Aussicht genommenen Amtssitz oder vom 
Ablauf einer Wartezeit oder von beiden Voraus- 
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Setzungen abhängig machen. Die Bestimmungen 
können allgemein oder für bestimmte Gcrichts- 
bezirke getroffen werden. 

§ 5 

Zu Notaren dürfen nur deutsch« Staatsangehörige 
bestellt werden, welche die Fähigkeit zum Richter¬ 
amt nach den Vorschriften des Gerichtsverfassungs¬ 
gesetzes erlangt haben. 

§ 6 

Nur solche Bewerber sind zu Notaren zu be¬ 
stellen, die nach ihrer Persönlichkeit und ihren 
Leistungen für das Amt eines Notars geeignet sind. 

§ ? 

(1) Zur hauptberuflichen Amtsausübung als Notar 
(§ 3 Abs. 1) soll in der Regel nur bestellt werden, 
wer einen dreijährigen Anwärterdienst als Nolar¬ 
assessor geleistet hat. 

(2) Der Notarassessor wird von der Landesjustiz- 
verwallung nach Anhörung der Notarkammer er¬ 
nannt. Der Präsident der Notarkamrner überweist 
den Nolarassessor einem Notar. Er verpflichtet den 
Notarassessor durch Handschlag auf gewissenhafte 
Pflichterfüllung. 

(3) Der Notarassessor steht während des An¬ 
wärterdienstes in einem öffenllich-rechllicheriDienst- 
verhaltnis zum Staat. Er hat dieselben allgemeinen 
Amtspflichten wie der Notar. Er erhält vorn Zeit¬ 
punkt der Zuweisung ab für die Dauer des An- 
warterdienstes von der Notarkamrner Bezüge, die 
denen eines Gerichtsassessors anzu,gleichen sind. 
Die Notarkamrner erläßt hierzu Richtlinien und be¬ 
stimmt allgemein oder im Einzelfall, o'o und in 
welcher Höhe der Nolar, dem der Notarassessor 
überwiesen ist, ihr zur Erstattung der Bezüge ver¬ 
pflichtet ist. 

(4) Der Notarassessor ist von dem Notar in einer 
dem Zweck des Anwärterdienstes entsprechenden 
Weise zu beschäftigen. Die näheren Bestimmungen 
über die Ausbildung des Nolarassessors trifft die 
Landesregierung oder die von ihr bestimmte Stelle 
durch Rechts Verordnung. 

(5) Der Anwärterdienst endet 

1. mit der Bestellung zum Notar, 

2. mit der Entlassung aus dem Dienst. 

(6) Der Notarassessor ist aus dem Dienst zu ent¬ 
lassen, wenn er seine Entlassung beantragt. Er kann 
entlassen werden, wenn er 

1. sieh zur Bestellung zum Notar als un¬ 
geeignet erweist, 

2. ohne hinreichenden Grund binnen einer 
von der Landesjustizverwaltung zu be¬ 
stimmenden Frist, die zwei Monate nicht 
übersteigen sott, den Anwärterdienst nicht 
an tritt, 

3. nachdem er die Genehmigung, sich um freie 
Notarstellen zu bewerben, erhalten hat, 
ohne hinreichenden Grund sich nicht um 
die ihm angebotenen Notarstellen bewirbt. 


§ 8 

(1) Der Notar darf nicht zugleich Inhaber eines 
besoldeten Amtes sein. Die Landesjustizverwaltung 
kann im Einzelfall nach Anhörung der Notar¬ 
kammer jederzeit widerrufliche Ausnahmen zu¬ 
lassen; der Notar darf in diesem Fall sein Amt 
nicht persönlich ausüben. 

(2) Der Notar bedarf der Genehmigung der Auf¬ 
sichtsbehörde 

1. zur Übernahme einer Nebenbeschäftigung 
gegen Vergütung, insbesondere zu einer 
gewerblichen Tätigkeit, 

2. zum Eintritt in den Vorstand, Aufsichtsrat, 
Verwaltungsrat oder in ein sonstiges Organ 
einer auf Erwerb gerichteten Gesellschaft, 
Genossenschaft oder eines in einer anderen 
Rechtsform betriebenen wirtschaftlichen 
Unternehmens. 

(3) Nicht genehmigungspflichtig ist die Über¬ 
nahme des Amtes als Testamentsvollstrecker, Kon¬ 
kursverwalter oder Vormund oder einer ähnlichen 
auf behördlicher Anordnung beruhenden Stellung 
sowie eine wissenschaftliche, künstlerische oder 
Vortragstätigkeit. 

§ 9 

(1) Der Notar, der nicht selbst als Rechtsanwalt 
zugelassen ist, darf sich nicht mit einem Rechts¬ 
anwalt zur gemeinsamen Berufsausübung verbinden 
oder mit ihm gemeinsame Geschäftsräume haben. 
Die Aufsichtsbehörde kann für den Einzelfall Aus¬ 
nahmen zulassen. 

(2) Die Landesregierungen oder die von ihnen 
bestimmten Stellen werden ermächtigt, um den ört¬ 
lichen Bedürfnissen und Gewohnheiten Rechnung zu 
tragen, durch Rechtsverordnung zu bestimmen, daß 
sich ein zur hauptberuflichen Amlsausübung bestell¬ 
ter Notar nur mit Genehmigung der Aufsichts¬ 
behörde mit einem anderen Notar zur gemeinsamen 
Berufsausübung verbinden oder gemeinsame Ge¬ 
schäftsräume mit ihm haben kann. Die Genehmigung 
kann mit Auflagen verbunden oder befristet 
werden. 

§ 10 

(1) Dem Notar wird ein bestimmter Ort als Amts¬ 
sitz zugewiesen. Der Amtssitz darf neu nach An¬ 
hörung der Notarkammer mit Zustimmung des 
Notars verlegt werden; dies gilt nicht für eine Ver¬ 
legung auf Grund disziplinargerichtlichen Urteils. 

(2) Der Notar hat an dem Amtssitz seine Ge¬ 
schäftsstelle zu halten. Er hat am gleichen Ort auch 
seine Wohnung zu nehmen; die Aufsichtsbehörde 
kann ihm aus besonderen Gründen gestatten, außer¬ 
halb des Amtssitzes zu wohnen. 

(3) In Städten von mehr als hunderttausend Ein¬ 
wohnern kann dem Notar ein bestimmter Stadtteil 
als Amtssitz zugewiesen werden. 

(4) Dem Notar kann zur Pflicht gemacht werden, 
mehrere Geschäftsstellen zu unterhalten; im übrigen 
ist er ohne Genehmigung der Aufsichtsbehörde 
hierzu nicht befugt. Das gleiche gilt für die Ab¬ 
haltung auswärtiger Sprechtage. 
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§ H 

(1) Der Amtsbezirk des Notars ist der Ober- 
1 an des ge ri di Isbczi rk, in dem er seinen Amtssitz hat. 

(2) Der Noiat darf Amtshandlungen außerhalb 
.seines Amtsbezirks nur vornehmen, wenn Gefahr 
im Verzüge isl oder die Aufsichtsbehörde es ge¬ 
nehmig!. 

(3) Um Verstoß beruh! I die Gültigkeit der Amts¬ 
handlung nicht, auch wenn der Nolar die Amts¬ 
handlung außcihalb des Landes vernimmt, in dem 
er zum Notar bestellt ist. 

5 12 | 

Die Notare werden von der Landesjustizverwal¬ 
tung nach Anhörung der Notarkammer durch Aus¬ 
händigung einer Beslailungsurkunde bestellt. Die 
Urkunde soll den Amtsbezirk und den Amtssitz des 
Notars bezeichnen und die Dauer der Bestellung 
(§ 3 Abs. 1 und 2) angoben. 

' 

§ 13 

(1) Nach Aushändigung der BestalLungsurkunde 
hat der Notar folgendem Eid zu leisten: 

„Ich schwöre bei Gott, dem Allmächtigen und 
Allwissenden, die verfassungsmäßige Ordnung 
zu wahren und die P flieh len eines Notars ge¬ 
wissenhaft und unparteiisch zu erfüllen, so 
wahr mir Gott helfe!" 

(2) Gestattet ein Gesetz den Mitgliedern einer 
Religionsgesellschaft, an Stelle der Worte „Ich 
schwöre" andere Beteuerungsformeln zu gebrau¬ 
chen, so kann der Notar, der Mitglied einer solchen 
Religionsgeseilschaft ist, diese Beteuerungsformel 
sprechen. Der Eid kann auch ohne religiöse Be¬ 
teuerung geleistet werden. 

(3) Der Notar leistet den Eid vor dem Präsidenten 
des Landgerichts, in dessen Bezirk er seinen Amts¬ 
sitz hat. Vor der Eidesleistung soll er keine Amts¬ 
handlung vornehmen. 

2. Abschnitt 
Ausübung des Amtes 

§ 14 

(1) Der Notar hat sein Amt getreu seinem Eide 
zu verwalten. Er ist nicht Vertreter einer Partei, 
sondern unparteiischer Betreuer der Beteiligten. 

(2) Er hat seine Amtstätigkeit zu versagen, wenn 
sie mit seinen Amtspflichten nicht vereinbar wäre, 
insbesondere wenn seine Mitwirkung bei LLmdlun- 
gen verlangt wird, mit denen erkennbar unerlaubte 
oder unredliche Zwecke verfolgt werden. 

|3) Der Nota, hat sich durch sein Verhalten inner¬ 
halb und uiiR-rh. ■ ■ ine., Berufes der Achtung und 
des Vertrauens, I c seinem Beruf enlgegcngebradit. 
werden, wendig zu zeigen. Auch darf er nicht 
dulden, daß ein seinem Hausstand angehörendes 
Familienmitglied eine mit der Stellung eines Notars 
nicht zu vereinbarende Tätigkeit ausübt. 

(4) Dem Notar ist es verboten, Darlehen sowie 
Grundstücksgescliäfte zu vermitteln oder im Zu¬ 


sammenhang mit einer Amtshandlung eine Bürg¬ 
schaft oder sonstige Gewährleistung für einen Be¬ 
teiligten zu übernehmen. Er hat dafür zu sorgen, 
daß sich auch die bei ihm beschäftigten Personen 
nicht mit derartigen Geschäften befassen. 

§ 15 

Der Notar darf seine Urkundstätigkeit (§§ 20 bis 
22) nicht ohne ausreichenden Grund verweigern, 
über Beschwerden wegen Amtsverweigerung ent¬ 
scheidet eine Zivilkammer des Landgerichts, in 
dessen Bezirk der Notar seinen Amtssitz hat. Für 
das Verfahren gelten die Vorschriften des Reichs¬ 
gesetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit. 

§ 16 

(1) Der Notar ist bei der Urkundstätigkeit (§§ 20 
bis 22) von der Ausübung seines Amtes ausge¬ 
schlossen, 

1. wenn er bei der den Gegenstand des Amts¬ 
geschäfts bildenden Angelegenheit selbst 
beteiligt ist oder zu einem Beteiligten in 
dem Verhältnis eines Mitberechtigten oder 
Mitverpflichteten steht: 

2. wenn sein Ehegatte, früherer Ehegatte oder 
Verlobter beteiligt ist; 

3. wenn er mit einem Beteiligten in gerader 
Linie oder im zweiten Grade der Seiten¬ 
linie verwandt oder verschwägert ist, auch 
wenn die Ehe, durch welche die Schwäger¬ 
schaft begründet ist, nicht mehr besteht; 

4. wenn er gesetzlicher Vertreter oder Mit¬ 
glied eines zur Vertretung ermächtigten 
Organs eines Beteiligten ist oder zu einem 
Beteiligten in einem ständigen Dienst- oder 
ähnlichen ständigen Geschäftsverhältnis 
steht; 

5. wenn er in der den Gegenstand des Amts¬ 
geschäfts bildenden Angelegenheit Bevoll¬ 
mächtigter eines Beteiligten ist. 

(2) Ein Verstoß gegen Absatz 1 berührt die Gül¬ 
tigkeit der Amtshandlung nicht, soweit sich aus 
§§ 2234, 2235, 2276 Abs. 1 Satz 2 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs oder aus §§ 170, 171 des Reichsgesetzes 
über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts¬ 
barkeit nichts anderes ergibt. 

(3) Der Notar kann sich der Ausübung des Amtes 
wegen Befangenheit enthalten. 

(4) Sind bei einer Angelegenheit mehrere betei¬ 
ligt und ist der Notar für einen von ihnen in ande¬ 
rer Sache als Bevollmächtigter tätig oder ist er 
früher in der den Gegenstand des Amtsgeschäffs 
bildenden Angelegenheit als gesetzlicher Vertreter 
oder als Bevollmächtigter tätig gewesen, so soll er 
vor einer Urkundslä tigkeit die anwesenden Betei¬ 
ligten auf diesen Umstand aufmerksam machen und 
darüber belehren, daß sie seine Tätigkeit ablehnen 
können. In der Urkunde ist zu vermerken, daß 
dies geschehen ist. 

(5) Absatz 4 gilt entsprechend, 

1. wenn der Notar Mitglied eines nicht zur 
Vertretung berechtigten Organs eines Be¬ 
teiligten ist; 
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2. wenn bei der den Cegepslnnd dos Amtsgc- 
I 1 ' u! n A n ,, nlu ü eine Ge- 

totyn.’ , »ia Xro:s ! .. ist und der 

Ni)!<tr Milglied der Gemeinde- oder Krois- 
vortrnl.uog ist, der die gesetzliche. Vertre¬ 
tung der Gemeinde oder dos Kreises ob¬ 
liegt: Absatz 1 Nr. 4 ist insoweit nicht 
anwendbar. 

§ 17 

(1) Der Notar erhält für seine Tätigkeit Gebühren. 

(2) Einem unbemittelten Beteiligten, dem nach 
den Vorschriften der Zivilprozeßordnung das Ar¬ 
menrecht zu bewilligen wäre, hat der Notar seine 
Urkundslätigke.i! (§§ 20 bis 22) vorläufig gebühren¬ 
frei zu gewähren. 

5 18 

(1) Der Notar hat, soweit nichts anderes bestimmt 
ist, über die ihm bei seiner Bern I saustibung bekamtt- 
gowordenen Angelegenheiten Verschwiegenheit ge¬ 
gen jedermann zu bewahren und diese audi den bei 
ihm beschäftigten Personen zur Pflicht zu madien. 
Die Pflicht zur Verschwiegenheit fällt weg, wenn 
die Beteiligten den Notar davon befreien: ist ein 
Beteiligter verstorben oder eine Äußerung von ihm 
nur mit unverhältnismäßigen Schwierigkeiten zu er¬ 
langen, so kann an seiner Stelle die Aufsichtsbe¬ 
hörde die Befreiung erteilen. 

(2) Bestehen im Einzelfall Zweifel über die Pflicht 
zur Verschwiegenheit, so kann der Notar die Ent¬ 
scheidung der Aufsichtsbehörde nachsuchen. Soweit 
diese die Pflicht verneint, können daraus, daß sich 
der Notar geäußert hat, Ansprüche gegen ihn nicht 
hergeleitet werden. 

(3) Die Pflicht, zur Verschwiegenheit bleibt auch 
nach dem Erlöschen des Amtes bestehen. 


§ 19 

(1) Verletzt der Notar vorsätzlich oder fahrlässig 
die ihm einenn anderen gegenüber obliegende Amts¬ 
pflicht, so hat er diesem den daraus entstehenden 
Schaden zu ersetzen. Fällt dem Notar nur Fahrläs¬ 
sigkeit zur Last, so kann er nur dann in Anspruch 
genommen werden, wenn der Verletzte nicht auf 
andere Weise Ersatz zu erlangen vermag; das gilt 
jedoch nicht bei AmtsgesdiäUt n der in §§ 23, 24 be¬ 
zeichnten Art itn Verhältnis zwischen dem Notar 
und dem Auftraggeber. Im übrigen sind die Vor¬ 
schriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs über die 
Schadensersatzpflicht. im Fall einer von einem Be¬ 
amten begangenen Amtspflichtvorletzung entspre¬ 
chend anwendbar. Eine Haftung des Staates an 
Stelle des Notars besteht nidit. 

(2) I lat ein Nol.arassessor bei selbständiger Er¬ 
ledigung eines Geschäfts der in §§ 23, 24 bezeichne- 
ten Art eine Pflichtverletzung begangen, so haftet 
er in entsprechender Anwendung des Absatzes 1. 
Hatte ihm der Notar das Geschäft zur selbständigen 
Erledigung überlassen, so haftet er neben dem As¬ 
sessor als Gesamtschuldner; im Verhältnis zwischen 
dem Notar und dem Assessor ist der Assessor allein 
verpflichtet. Durch das Dienstverhältnis des Asses¬ 


sors zum Staat {§ 7 Abs. 3) wird eine Haftung des 

die Haftung nach § 4«/' 

(3) Für Schadansersalzansprüdxe nach Absatz 1 
und 2 sind die Landgerichte ohne Rücksicht auf den 
Wert des Streitgegenstandes ausschließlich zu¬ 
ständig. 

3. Abschnitt 

Die Amtstätigkeit 
§ 20 

(1) Die Notare sind zuständig, Beurkundungen jeder 
Art vorzunelunen sowie Unterschriften, Handzei¬ 
chen und Abschriften zu beglaubigen. Zu ihren Auf¬ 
gaben gehören insbesondere auch die Beurkundung 
von Versammlungsbeschlüssen, die Vornahme von 
Verlosungen und Auslosungen, die Aufnahme von 
Vermögensverzeidinisscn, die Anlegung und Ab¬ 
nahme von Siegeln, die Aufnahme von Protesten, 
die Zustellung von Erklärungen sowie die Ausstel¬ 
lung sonstiger Bescheinigungen über amtlich von 
ihnen wahrgenommene Tatsachen. 

(2) Die Notare sind auch zuständig, Auflassungen 
entgegenzunehmen sowie Teilhypotheken- und Teil- 
grundschuldibriefe auszustellen. 

(3) Die Notare sind ferner zuständig, freiwillige 
Versteigerungen durchzuführen. Eine Versteigerung 
beweglicher Sachen sollen sie nur vornehmen, wenn 
diese durch die Versteigerung unbeweglicher Sachen 
oder durch eine von dem Notar beurkundete oder 
vermittelte Vermögensauseinandersetzung veran¬ 
laßt ist. 

(4) Inwieweit die Notare zur Vermittlung von 
Nachlaß- und Gesamtgutsauseinandersetzungen — 
einschließlich der Erteilung von Zeugnissen nach 
§§ 36 und 37 der Grundbuchordnung —, zur Auf¬ 
nahme von Nachlaßverzeichnissen und Nachlaß- 
inventaren sowie zur Anlegung und Abnahme von 
Siegeln im Rahmen eines Nadrlaßsicherimgsver- 
fahrens zuständig sind, bestimmt sich nach den 
landesrechtlichen Vorschriften. 


§ 21 

(1) Die Notare sind zuständig, Bescheinigungen 
über die Vertretungsberechtigung der bei einer Be¬ 
urkundung oder Unterschriftsbeglaubigung Beteilig¬ 
ten auszustellen, sofern sich die Vertretungsberech¬ 
tigung aus einer Eintragung im Handelsregister oder 
in einem ähnlichen Register ergibt. Die Bescheini¬ 
gung hat die gleiche Beweiskraft wie ein Zeugnis 
des Registergerichts. 

(2) Der Notar darf die Bescheinigung nur aus¬ 
stellen, wenn er zuvor das Register oder eine be¬ 
glaubigte Abschrift desselben eingesehen hat. Er 
hat den Tag der Einsichtnahme des Registers oder 
den Tag der Ausstellung der Abschrift in der Be¬ 
scheinigung anzugeben. 

(3) Die Bescheinigung ist auf die Urkunde oder 
eine Ausfertigung der Urkunde oder ein damit zu 
verbindendes Blatt zu setzen. 
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§ 22 

(1) Zur Abnahme v<)i, iiiilen sowie zu eidlichen 
Vernehmungen sind die Notare nur zuständig, wenn 
der Eid oder du- • .uilhhe Vernehmung nach dem 
Rerhl eines «i'ishitidisrheri Staates oder nach den 
Besiinnnungcn eiinrr ausländischen Behörde oder 
sonsl zur Wahrnehmung von Rechten im Ausland 
er forderlich ist. 

(2) Die Anlnnhmo eidesstattlicher Versicherungen 
steht den Notaren in allen Fällen zu, in denen einer 
Behörde oder sonstigen Dienststelle eine tatsäch¬ 
liche Behauptung oder Aussage glaubhaft gemacht 
werden soll. 

(3) Die Notare sind ferner befugt, zu einer Amts¬ 
handlung zugezogene Dolmetscher zu beeidigen. 

(4) Bei der Abnahme von Eiden und bei der Auf¬ 
nahme von eidesstattlichen Versicherungen soll der 
Notar den Beteiligten über die Bedeutung des Eides 
oder der eidesstattlichen Versicherung belehren und 
hierüber einen Vermerk in die Niederschrift auf¬ 
nehmen. 

§ 23 

Die Notare sind auch zuständig, Geld., Wert¬ 
papiere und Kostbarkeiten, die ihnen von den Be¬ 
teiligten übergeben sind, zur Aufbewahrung oder 
zur Ablieferung an Dritte zu übernehmen. 

§ 24 

(1) Zu dem Amt des Notars gehört auch die son¬ 
stige Betreuung der Beteiligten auf dem Gebiete 
vorsorgender Rechtspflege, insbesondere die Anferti¬ 
gung von Urkonrlenent würfen und die Beratung der 
Beteiligten. Der Notar ist auch, soweit sich nicht aus 
anderen Vorschriften Beschränkungen ergeben, in 
diesem Umfange befugt, die Beteiligten vo, Gerich¬ 
ten und Verwaltungsbehörden zu vertreten. 

(2) Nimmt, ein Notar, der zugleich Rechtsanwalt 
ist, Handlungen der in Absatz 1 bezeichneten Art 
vor, so ist: anzunohmen, daß er als Notar tätig ge¬ 
worden ist., wenn die Handlung bestimmt ist, Amts- 
gcschäfte der in den §§ 20 bis 23 bezeichneten Art 
vorzubereiten oder aus/.uführen. Im übrigen ist im 
Zweifel anzunehmen, daß er als Rechtsanwalt tätig 
geworden ist. 

(J) Soweit der Notar kraft Gesetzes ermächtigt 
ist, im Namen der Beteiligten bei dem Grundbuch- 
aml oder bei den Rogislm behorden Anträge zu stel¬ 
len (insbesondere § 15 der Grundbuchordnung, § 25 
der SchiffsregisUnordnung, §§ 129,147 Abs. 1, §§ 159, 
161 Abs. 1 des Reichsgcsetzes über die Angelegen- 
heilen der freiwilligen Gerichtsbarkeit), ist er auch 
ermächtigt, die von ihm gestellten Anträge zurück¬ 
zunehmen. Die Rücknahmoerklärung ist wirksam, 
wenn sie mit. der Unterschrift und dem Amtssiegel 
des Notars versehen ist; eine Beglaubigung der Un¬ 
terschrift ist nicht erforderlich. 


§ 25 

(1) Die Urschrift der notariellen Urkunde bleibt, 
soweit sie in der Form einer Niederschrift verfaßt 
ist, in der Verwahrung des Notars. 


(2) Der Notar darf die Urschrift aushändigen, 
wenn glaubhaft gemacht wird, daß sie im Ausland 
verwendet werden soll und sämtliche Personen zu¬ 
stimmen. die .Anspruch auf eine Ausfertigung haben. 
Er soll in diesem Fall eine Ausfertigung zurück¬ 
behalten und auf ihr vermerken, an wen und wes¬ 
halb die Urschrift ausgehändigt wurde Die zurück- 
behallene Ausfertigung tritt an die Stelle der Ur¬ 
schrift. 

(3) Haben die Beteiligten bei einem Erbvertrag 
die besondere amtliche Verwahrung ausgeschlossen, 
so bleibt die Urkunde in der Verwahrung des No¬ 
tars. Nach Eintritt des Erbfalls hat er die Urkunde 
an das Nachlaßgericht abzulielern, in dessen Ver¬ 
wahrung sie verbleibt. 

4. Abschnitt 

Prüfungs- und Belehrungspflicht des Notars 

§ 26 

Der Notar hat bei der Beurkundung von Rechts¬ 
geschäften darauf Bedacht zu nehmen, daß lrr- 
tümer und Zweifel vermieden sowie unerfahrene 
und ungewandte Beteiligte nicht benachteiligt wer¬ 
den. Er hat zu diesem Zweck den Willen der Betei¬ 
ligten sorgfältig zu ermitteln, den Sachverhalt mög¬ 
lichst vollständig aufzuklären, die Beteiligten über 
die rechtliche Tragweite des Geschäfts zu belehren 
und ihre Erklärungen klar und unzweideutig in der 
Niederschrift wiederzugeben. 

§ 27 

(1) Der Notar hat bei der Beurkundung von Er¬ 
klärungen die Person der Beteiligten mit besonde¬ 
rer Sorgfalt festzustellen. 

(2) Kennt der Notar die Beteiligten, so soll er dies 
in der Niederschrift angeben. Kennt er sie nicht, so 
soll er angeben, wie er sich Gewißheit über ihre 
Person verschafft hat. Bei der Vorlage eines Aus¬ 
weises ist seine Gültigkeit, bei der Vorstellung der 
Beteiligten durch Dritte ist ihre Glaubwürdigkeit zu 
prüfen. Als Erkenn rings zeugen sind regelmäßig nur 
solche Personen geeignet, die der Notar selbst als 
zuverlässig kennt und die nicht an der den Gegen¬ 
stand der Amtshandlung bildenden Angelegenheit 
beteiligt sind oder zu einem Beteiligten in näheren 
verwandtschaftlichen oder sonstigen dem Notar be¬ 
kannten Beziehungen stehen. 

(3) Kann sich der Notar über die Person eines 
Beteiligten keine volle Gewißheit verschaffen, so 
soll er die Vornahme des Geschäfts in der Regel ab¬ 
lehnen. Nimmt er auf Verlangen die Amtshandlung 
ohne ausreichende Feststellung der Person vor, so 
soll er dies in der Niedersdirift unter Angabe des 
Sachverhalts und der zur Feststellung der Person 
vorgebrachten Unterlagen angeben. 

(4) Der Notar soll in der Urkunde die Person der 
Beteiligten so genau bezeichnen, daß Zweifel und 
Verwechslungen ausgeschlossen sind. Zur Unter¬ 
scheidung häufig vorkommender Namen sind mög¬ 
lichst der Geburtstag und die genaue Wohnung, bei 
verheirateten Frauen ihr Mädchenname beizufügon. 
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§ 28 

solVsirh der Nol.ir von (LT. ohntlsfälü’gl.eil der 
Beteilig Irrt: über/.-egen ünd n.ktäumgen sdiwer- 
krunker Personen zu beurki „den, so so fl er die Tat¬ 
sache der EU runkung und seine ! : ssfslellungen über 
die Geschäftslühigkeil in der Xd dmschritt ängeben. 

(2) überzeugt sieb der Nolui tnvon, daß ein Be¬ 
ledigter die erforderliche Gose liüMslähigkeii nicht 
besitzt, so hat er die Beurkundung abzulehnen. 
Bleibt er irn Zweifel, so soll er dies in der Nieder¬ 
schrift feststellen. 

§ 29 

(1) Bei der Beurkundung von Rechtsgeschäften 
soll der Notar dir: Vertretungscn-jchl und die Ver¬ 
fügungsbefugnis der Beteilig!' r , ;;fen. Bestehen 
Zweifel, so soll er die Beteiligten über die Rechts¬ 
lage belehren und einen entsprechenden Vorbehalt 
in die Urkunde aufnehinen. 

(2) Stellt der Notar fest, daß die Vertretungs¬ 
macht oder Verfügungsbefugnis fehlt und daß auch 
eine nachträgliche Genehmigung durch die Berech¬ 
tigten nicht möglich ist, so hat er die Beurkundung 
abzulehnen. 

(3) Bei der Verhandlung vorrjelogte Vollmachten 
und Ausweise über die Berechtigung eines gesetz¬ 
lichen Vertreters soll der Notar in Urschrift oder in 
beglaubigter Abschrift der Niederschrift beifügen. 
Ergibt sich die Vertrelu ngsberech.tigu.ug aus einer 
Eintragung im Handelsregister oder in einem ähn¬ 
lichen Register, so genügt eine Bescheinigung des 
Notars narb § 21. 

(4) Bei Rechtsgeschäften Minderjähriger soll der 
Notar in der Regel deren Alter in der Urkunde an¬ 
geben, auch wenn die Erklärungen durch einen Ver¬ 
treter abgegeben werden. 

§ 30 

Bedarf ein Geschäft der Genehmigung oder Be¬ 
stätigung durch eine Behörde, so soll der Notar die 
Beteiligten darauf bitweisen und dies Ln der Nieder¬ 
schrift vermerken. Dies gilt auch, wenn der Notar 
über die Notwendigkeit der Genehmigung oder 
Bestätigung Zweifel hegt. 

§ 31 

(1) Bestehen in anderen als den Ln den §§ 28 bis 
30 bezeichnelen Fällen Zweifel, ob das Geschäft mit 
den gesetzlichen Vorschriften im Einklang steht, ob 
es nichtig ist oder ob es dem wahren Willen der Be¬ 
teiligten entspricht, so hat der Notar seine Be¬ 
denken mit den Beteiligten zu erörtern, 

(2) Bleibt der Notar über die Gültigkeit des Ge¬ 
schäfts im Zweifel und bestehen die Beteiligten auf 
der Beurkundung, so soll der Notar die Belehrung 
und die dazu abgegebenen Erklärungen der Beteilig¬ 
ten in der Niederschrift vermerken. 

5 32 

(1) Die Bestimmungen über die Feststellung der 
Person (§ 27) gelten auch bei der Beglaubigung einer 


Unterschrift oder eines Handzeichens. Kennt der 
Notar die Beteiligten, so braucht er dies im Be¬ 
glaubig uncis vermerk jedoch nicht anzugeben. 

(2) Bei der Beglaubigung einer Unterschrift oder 
eines Handzeichens hat der Notar die Urkunde 
darauf zu prüfen, ob Gründe bestehen, seine Amts¬ 
tätigkeit nach § 14 Abs. 2, § 16 zu versagen. Zu 
einer weitergehenden Prüfung ist der Notar nur auf 
Grund eines besonderen Auftrags verpflichtet; ohne 
einen solchen Auftrag ist er den Beteiligten in kei¬ 
nem Fall wegen unterbliebener Prüfung des Inhalts 
der Urkunde verantwortlich. 

(3) Unterschriften oder Handzeichen ohne zu¬ 
gehörigen Text soll der Notar nur dann beglaubi¬ 
gen, wenn die Beteiligten glaubhaft machen, daß sie 
die Beglaubigung vor der Festlegung des Urkunden- 
inhalts benötigen, und wenn ein Mißbrauch nicht zu 
befürchten ist. In dem Beglaubigungsvermerk ist 
anzugeben, daß bei der Beglaubigung ein durch die 
Unterschrift oder das Handzeichen gedeckter Text 
nicht vorhanden war. 

§ 33 

Bei der Beurkundung der Veräußerung von 
Grundstücken, an denen ein gesetzliches Vorkaufs¬ 
recht besteht, soll der Notar die Beteiligten auf das 
Bestehen und die Bedeutung des Vorkaufsrechts 
hinweisen. 

§ 34 

(1) Beurkundet der Notar Rechtsvorgänge, die 
unter das Grunderwerbsteuergesetz oder das Kapi¬ 
talverkehrsteuergesetz fallen, so 'soll er die Be¬ 
teiligten darauf hinweisen, daß die Eintragung im 
Grundbuch oder im Flandelsregister erst vorgenom¬ 
men wird, wenn die Unbedenklichkeitsbescheini¬ 
gung des Finanzamts vorliegt. 

(2) Soweit gerichtliche Handlungen von der 
Vorauszahlung oder Sicherstellung der Kosten ab¬ 
hängig sind, soll der Notar auch darauf hinweisen. 

§ 35 

(1) Bei Geschäften, die im Grundbuch eingetragen» 
Rechte zum Gegenstand haben, soll sich der Notar 
darüber vergewissern, ob die Beteiligten eine zu¬ 
verlässige Kenntnis des Grundbuchstandes besitzen. 
Kann er diese Gewißheit nicht erlangen, so soll er 
die Beteiligten, falls er nicht selbst den Grundbuch¬ 
inhalt feststellt, über die Notwendigkeit der Grund¬ 
bucheinsicht belehren und die Beurkundung nur 
vornehmen, wenn die Beteiligten trotz Belehrung 
über die damit verbundenen Gefahren auf einer 
sofortigen Beurkundung bestehen. 

(2) Bei der Beurkundung oder Beglaubigung der 
Abtretung oder Belastung eines Briefpfandrecht» 
soll der Notar in der Urkunde feststellen, ob der 
Brief Vorgelegen hat. 

§ 36 

(1) Vor der Beurkundung einer Auflassung oder 
der Bestellung oder Übertragung eines grundstücks¬ 
gleichen Rechts soll der Notar das Grundbuch oder 
eine beglaubigte Abschrift des Grundbuchs ein- 
sehen. Er kann sich dabei einer anderen Person bo- 
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wenn ihm diese als hinreichend sachkundig 
'< i behelmt < I >in Vera nl wo iÜich- 
rd hierdurch nnhl. ((«ndTidtert. Pie Einsicht 
i. uneViri^b ul -elf genügt nur dann, wenn 
r jüc.nsiei Zeit au,gestellt oder berichtigt 
nach .Jrti Unish'indeu unwahrscheinlich ist, 



(2) i < Malat soll in der Urkunde anrmben, daß 
er den GrundbudiinhaH festgestelll oder eine be¬ 
glaubigte C,,im btiUiadiM h; 1 B eingosehon hat. Don 
Tag der Au.ve.oilimg oder Richtigstellung einer 
GrundbuchnIrschrifl soll er in der Urkunde ver¬ 
merken. 

(3) Mit. Einverständnis der Beteiligten kann der 
Notar von der Einsichtnahme in das Grundbuch oder 
in eine Grundbuchabsrhrift absehen. Das Einver¬ 
ständnis soll in der Niederschrift vermerkt werden. 

§ 37 

Hat der Notar Erklärungen beurkundet, die zur 
Einreichung bei dem Gnmdbuchamt oder Register¬ 
gericht bestimmt sind, so soll er, wenn die Beteilig¬ 
ten nichts anderes verlangen, die Urkunde, sobald 
sie eingereidit werden kann, unverzüglich dem 
Grundbuchanit oder Registergericht einreichen. 
Wünschen die Beteiligten eine .spätere Einreichung, 
so soll der Nolai sie erforderlichenfalls auf die 
Gefahren einer verspäteten Einreichung hinweisen. 

|. Abschnitt 

Abwesenheit und Verhinderung des Notars. 

Notarvertreter 

§ 38 

Will sich der Notar länger als eine Woche von 
seinem Amtssitz entfernen oder ist er aus tatsäch¬ 
lichen Gründen länger als eine Woche an der Aus¬ 
übung seines Amtes verhindert, so hat er dies der 
Aufsichtsbehörde unverzüglich anzuzeigen. Er be¬ 
darf der Genehmigung der Aufsichtsbehörde, wenn 
die Abwesenheit von dem Amtssitz länger als einen 
Monat dauern soll. 

§ 39 

(1) Die Aufsichtsbehörde kann dem Notar auf 
seinen Antrag für die Zeit seiner Abwesenheit 
oder Verhinderung einen Vertreter bestellen; die 
Bestellung kann auch von vornherein für die 
während eines Kalenderjahrs ein Ire lenden Behin¬ 
derung hule ausgesprochen werden (ständiger Ver¬ 
treter). 

(2) Im Fall der vorläufigen Amtsenthebung kann 

ein Vertreter auch ohne Antrag bestellt werden. 
Dies gilt auch, wenn ein Notar es unterläßt, die 
Bestellung ein.:..-, VuiiJ;n a bernni egen, obwohl 
er lOioln . , , U,]iu Im, , - , , .so o 

wegen Schwäche seiner körperlichen oder geistigen 
Kräfte zur ordnungsgemäßen Ausübung seines 
Amtes vorübergehend unfähig ist. 

(3) Zum VeUreter darf nur bestellt werden, wer 
fähig ist, das Amt eines Notars zu bekleiden. Die 
ständige Vertretung soll nur einem Notar, Notar¬ 


assessor oder Notar außer Dienst übertragen wer¬ 
den; als ständiger Vertreter eines Anwaltsnotars 
kann nach Anhörung dar Notarkammer auch ein 
Rechtsanwalt bestellt werden. Es soll — abgesehen 
von den Fällen des Absatzes 2 — nur bestellt wer¬ 
den, wer von dem Notar vorgeschlagen und zur 
Übernahme des Amtes bereit ist. Für den Notar 
kann auch ein nach §§ 1910, 1911 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs bestellter Pfleger den Antrag stehen 
und den Vertreter Vorschlägen. 

(4) Auf den Vertreter sind die für den Notar 
geltenden Vorschriften entsprechend aiizuwenden, 
soweit nicht nachstehend etwas anderes bestimmt ist. 


§ 40 

(1) Der Vertreter wird durch schriftliche Ver¬ 
fügung bestellt. Er hat, sofern er nicht schon als 
Notar vereidigt ist, vor dem Beginn der Vertretung 
vor dem Präsidenten des Landgerichts den Amtseid 
(§ 13) zu leisten. Ist er schon einmal als Vertreter 
eines Notars nach § 13 vereidigt worden, so genügt 
es, wenn er auf den früher geleisteten Eid hin¬ 
gewiesen wird. 

(2) Die Bestellung des Vertreters kann jederzeit 
widerrufen werden. 

§ 41 

(1) Der Vertreter versieht das Amt auf Kosten 
des Notars. Er hat seiner Unterschrift einen ihn als 
Vertreter kennzeichnenden Zusatz beizufügen und 
Siegel und Stempel des Notars zu gebrauchen. 

(2) Er soll sich der Ausübung des Amtes auch 
insoweit enthalten, als der von ihrn vertretene 
Notar von der Amtsausübung ausgeschlossen sein 
würde. 

§ 42 

Für vermögensrechtliche Streitigkeiten zwischen 
dem Notar und dem Notarvertreter, welche die Ver¬ 
gütung oder die Haftung für Amtspflichtverletzungen 
betreffen, sind die Landgerichte ohne Rücksicht auf 
den Wert des Streitgegenstandes ausschließlich zu¬ 
ständig. Eine erweiterte Zulässigkeit von Rechts¬ 
mitteln nach den Vorschriften in § 511 a Abs. 4 und 
§ 547 Abs. 1 Nr. 2 der Zivilprozeßordnung wird hier¬ 
durch nicht begründet. 

§ 43 

Der Notar hat dem ihm von Amts wegen bestell¬ 
ten Vertreter (§ 39 Abs. 2) eine angemessene Ver¬ 
gütung zu zahlen. 

§ 44 

(1) Die Amtsbefugnis des Vertreters beginnt mit 
der Übernahme des Amtes und endigt, wenn die 
Bestellung nicht vorher widerrufen wird, mit der 
Übergabe des Amtes an den Notar. Während dieser 
Zeit soll sich der Notar der Ausübung seines Amtes 
enthalten. 

(2) Die Amtshandlungen des Vertreters sind nicht 
deshalb ungültig, weil die für seine Bestellung nach 
§ 39 erforderlichen Voraussetzungen nicht vorhan¬ 
den waren oder später weggefallen sind. 
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§ 45 

(1) Für die Dauer der Abwesenheit oder Ver¬ 
hinderung kann der Notar, wenn ihm ein Vertreter 
nicht bestellt ist, seine Akten einschließlich der Ver¬ 
zeichnisse und Bücher einem anderen Notar im 
Bezirk desselben oder eines benachbarten Amts¬ 
gerichts oder dem Amtsgericht, in dessen Bezirk er 
seinen Amtssitz hat, in Verwahrung geben. Die 
Verwahrung durch einen anderen Notar ist dem 
A ti i tsgo ri ch t m i Iz.u l.e: • e n. 

(2) Der Nolar oder das A ntsgericht, dem die 
Akten in Verwahrung gegeben sind, hat an Stelle 
des abwesenden oder verhinderten Notars Ausferti¬ 
gungen und Abschriften zu erteilen und Einsicht der 
Akten zu gestatten. 

(3) Hat der Notar für die Dauer seiner Abwesen¬ 
heit oder Verhinderung seine Akten nicht nach 
Absatz 1 in Verwahrung gegeben und wird die 
Erteilung einer Ausfertigung oder Abschrift aus den 
Akten oder die Einsicht der Akten verlangt, so hat 
dar; Amtsgericht, in dessen Bezirk der Notar seinen 
Amtssitz hat, die Akten in Verwahrung zu nehmen 
und die beantragte Amtshandlung vorzunehmen. 

(4) Der Notar, der die Akten in Verwahrung hat, 
erteilt die Ausfertigungen und beglaubigten Ab¬ 
schriften mit seiner Unterschrift und unter seinem 
Siegel oder Stempel. Für die Erteilung der Aus¬ 
fertigungen oder Abschriften durch das Amtsgericht 
gelten die Vorschriften über die Erteilung von Aus¬ 
fertigungen oder Abschriften gerichtlicher Urkunden. 
In dem Ausfertigungsvermerk soll auf die Ab¬ 
wesenheit oder Verhinderung des Notars hinge¬ 
wiesen werden. 

(5) Die Kosten für die Erteilung von Ausfertigun¬ 
gen oder Abschriften stehen, wenn die Akten durch 
einen Notar verwahrt werden, diesem und, wenn 
die Akten durch das Amtsgericht verwahrt werden, 
der Staatskasse zu. 

§ 46 

Für eine Amtspflichtverletzung des Vertreters 
haftet der Notar dem Geschädigten neben dem 
Vertreter als Gesamtschuldner. Im Verhältnis zwi¬ 
schen dem Notar und dem Vertreter ist der Ver¬ 
treter allein verpflichtet. 

6. Abschnitt 

Erlöschen des Amtes. Vorläufige Amtsenthebung. 

Notariatsverweser 

§ 47 

Das Amt des Notars erlischt durch 

1. Tod, 

2. Entlassung (§ 48), 

3. Wegfall der Zulassung als Rechtsanwalt im 
Fall des § 3 Abs. 2, 

4. Ausschließung aus der Rechtsanwaltschaft im 
Fall des § 3 Abs. 3, 

5. Amtsverlust infolge strafgcriditlidier Verurtei¬ 
lung (§ 49), 

6. Amtsenthebung (§ 50), 

7. Entfernung aus dem Amt durch disziplinär- 
gerichtliches Urteil (§ 97). 


§ 48 

Der Notar kann jederzeit seine Entlassung aus 
dem Amt verlangen. Das Verlangen muß der 
Landesjustizverwaltung schriftlich erklärt werden. 
Die Entlassung ist von der Landesjustizverwaltung 
für den beantragten Zeitpunkt auszuspredien. 

§ 49 

Eine strafgerichtliche Verurteilung hat für den 
Notar den Amtsverlust in gleicher Weise zur Folge 
wie für einen Landesjustizbeamlen. 

§ 50 

(1) Der Notar ist seines Amtes zu entheben, 

1. wenn die Voraussetzungen des § 5 weg¬ 
fallen oder sich nach der Bestellung heraus¬ 
stellt, daß diese Voraussetzungen zu Un¬ 
recht als vorhanden angenommen wurden; 

2. wenn eine der Voraussetzungen vorliegt, 
unter denen die Ernennung eines Landes¬ 
justizbeamten nichtig ist, für nichtig erklärt 
oder zurückgenommen werden muß; 

3. wenn er sich weigert, den in § 13 vor¬ 
geschriebenen Amtseid zu leisten; 

4 . wenn er ein besoldetes Amt übernimmt 
und die Zulassung nach § 8 Abs. 1 Satz 2 im 
Zeitpunkt der Entschließung der Landes¬ 
justizverwaltung über die Amtsenthebung 
nicht vorliegt; 

5. wenn er durch gerichtliche Anordnung in 
der Verfügung über sein Vermögen be¬ 
schränkt ist; 

6. wenn er infolge eines körperlichen Gebre¬ 
chens oder wegen Schwäche seiner körper¬ 
lichen oder geistigen Kräfte zur ordnungs¬ 
mäßigen Ausübung seines Amtes dauernd 
unfähig ist; 

7. wenn seine wirtschaftlichen Verhältnisse 
oder die Art seiner Wirtschaftsführung die 
Interessen der Rechtsuchenden gefährden. 

(2) Liegt eine der Voraussetzungen vor, unter 
denen die Ernennung eines Landesjustizbeamten 
für nichtig erklärt oder zurückgenommen werden 
kann, so kann auch der Notar seines Amtes ent¬ 
hoben werden. 

(3) Die Amtsenthebung geschieht durch die Lan¬ 
desjustizverwaltung nach Anhörung der Notar¬ 
kammer. Der Notar ist vorher zu hören. In den 
Fällen des Absatzes 1 Nr. 6 und 7 ist die Feststel¬ 
lung, ob die Voraussetzungen für die Amtsent¬ 
hebung vorliegen, auf Antrag des Notars durch 
Entscheidung des Disziplinargerichts zu treffen; 
der Antrag ist nur innerhalb eines Monats zuläs¬ 
sig, nachdem dem Notar eröffnet ist, daß und aus 
welchem Grunde seine Amtsenthebung in Aüssicht 
genommen sei. 

§ 51 

(1) Ist das Amt eines Notars erloschen oder 
wird sein Amtssitz in einen anderen Amtsgerichts¬ 
bezirk verlegt, so hat das Amtsgericht die Akten 
und Bücher des Notars sowie die ihm amllich 
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übergebenen Urkunden in Verwahrung zu nehmen. 
Der Obei landosgoriditspi äsident kann die Ver¬ 
wahrung einem anderen Amtsgericht oder einem 
Notar übertragen. Die Vorschriften des §45 Abs. 2, 
4 und 5 gelten entsprechend. 

(2) Die Siegel und Stempel des Notars hat das 
in Absatz 1 Salz I bez.oichnele Amtsgericht zu ver¬ 
nichten. 

(-'>) Wird ein Notar nach dem Erlöschen seines 
Amtes oder der Vorlegung seines Amtssitzes erneut 
in dem Amlsgerichtshezirk, in dem er seinen frü¬ 
heren Amtssitz hatte, zum Notar bestellt, so kön¬ 
nen ihm die nach Absatz 1 in Verwahrung genom¬ 
menen Bücher und Aklen wieder ausgehändigt 
werden. 

(4) Wird der Amtssitz eines Notars in einen 
anderen Amlsgerichtsbczirk innerhalb derselben 
Shidtgcmeinde verlegt, so bleiben die Akten und 
Bücher in seiner Verwahrung. Die Siegel und 
Stempel sind nicht abzuliefern. 

(5) Die Abgabe von Notariatsakten an ein 
Staatsarchiv und die Vernichtung von Notariats¬ 
akten regelt die Landesjustizverwaltung. Sind 
Notariatsak len an ein Staatsarchiv abgegeben 
worden, so werden Ausfertigungen, vollstreckbare 
Ausfertigungen und Abschriften, wenn es sich um 
Urkunden eines noch in seinem Amt befindlichen 
Notars oder um Urkunden handelt, die auf Grand 
des Absatzes 1 Satz 2 einem anderen Notar zur 
Verwahrung übergeben waren, vom Notar, sonst 
von dem Amtsgericht erteilt, in dessen Bezirk der 
Notar seinen Sitz batte. Die Vorschriften des § 45 
Abs. 4 und 5 dieses Gesetzes sowie des § 797 Abs. 3 
der Zivilprozeßordnung gelten entsprechend. 


§ 52 

(1) Mit dem Erlösdien des Amtes verliert der 
Notar die Befugnis, die Bezeichnung „Notar“ zu 
führen. Die Bezeichnung darf auch nicht mit einem 
auf das Erlösdien des Amtes hinweisenden Zusatz 
geführt werden. 

(2) Ist das Amt eines zur hauptberuflichen Amts¬ 
ausübung bestellten Notars durch Entlassung (§ 48) 
oder durch Amtsenthebung aus den in § 50 Abs. 1 
Nr. 6 bezeichncten Gründen erloschen, so kann die 
Landesjustizverwaltung dem früheren Notar die 
Erlaubnis erteilen, seine Amtsbezeichnung „Notar" 
mit dem Zusatz „außer Dienst (a. D.)" weiterzufüh¬ 
ren. Das gleiche gilt für einen Anwaltsnotar, sofern 
ihm nach Verzicht seiner Rechte aus der Zulassung 
zur Rechtsanwaltschaft die Erlaubnis erteilt wor¬ 
den ist, sich weiterhin Rechtsanwalt zu nennen. 

(3) Die Landesjustizverwaltung kann die Erlaub¬ 
nis zur Führung der Bezeichnung „Notar außer 
Dienst" zurücknehmen, wenn Umstände vorliegen, 
die bei einem Notar das Erlöschen des Amtes aus 
den in § 47 Nr. 5 und 7 oder in § 50 Abs. 1 Nr. 1 
bis 5 und 7 bezeichnelen Gründen nach sich ziehen 
würden. Vor der Zurücknahme ist der frühere 
Notar zu hören. Wird bei einem früheren Anwalts¬ 
notar die Erlaubnis, sich weiterhin Rechtsanwalt 
zu nennen, zurückgenommen, so erlischt zugleich 
die Befugnis, sich „Notar außer Dienst" zu nennen. 


§ 53 

(1) Ist das Amt eines zur hauptberuflichen Amts¬ 
ausübung bestellten Notars erloschen oder ist sein 
Amtssitz verlegt worden, so bedarf ein anderer 
an dem Amtssitz bereits ansässiger Notar der Ge¬ 
nehmigung der Landesjustizverwallung, wenn er 
seine Geschäftsstelle in Räume des ausgeschiede¬ 
nen Notars verlegen oder einen in einem besonde¬ 
ren Vertrauensverhältnis stehenden Angestellten 
in seine Geschäftsstelle übernehmen will. 

(2) Die Gültigkeit der aus Anlaß der Übernahme 
oder Anstellung abgeschlossenen Rechtsgeschäfte 
wird durch einen Verstoß gegen die Vorschrift des 
Absatzes 1 nicht berührt. 

§ 54 

(1) Der Notar kann von der Aufsichtsbehörde 
vorläufig seines Amtes enthoben werden, 

1. wenn gegen ihn ein Entmündigungsver¬ 
fahren eingeleitet ist; 

2. wenn sie die Voraussetzungen des § 50 für 
gegeben hält; 

3. wenn er sich länger als zwei Monate ohne 
Zustimmung der Aufsichtsbehörde außer¬ 
halb seines Amtssitzes aufhält. 

(2) Ein Notar, der zugleich Rechtsanwalt ist, kann 
auch ohne Einleitung eines förmlichen Disziplinar¬ 
verfahrens durch das Disziplinargericht vorläufig 
seines Amtes enthoben werden, wenn gegen ihn 
ein ehrengerichtliches Verfahren nach der Bundes¬ 
rechtsanwaltsordnung eingeleitet worden ist. Die 
Vorschriften über die vorläufige Amtsenthebung 
nach Einleitung eines förmlichen Disziplinarverfah¬ 
rens gelten entsprechend. 

(3) Wird ein Notar, der zugleich Rechtsanwalt ist, 
nach Einleitung eines Disziplinarverfahrens vor¬ 
läufig seines Amtes als Notar enthoben, so. kann 
das Disziplinargericht gegen ihn ein Berufs- oder 
Vertretungsverbot verhängen, wenn zu erwarten 
ist, daß im Disziplinarverfahren gegen ihn auf Ent¬ 
fernung aus dem Amt (§ 97 Abs. 1) erkannt werden 
wird. 

(4) Die Wirkungen der vorläufigen Amtsent¬ 
hebung treten kraft Gesetzes ein, 

1. wenn gegen einen Notar im Strafverfah¬ 
ren die Untersuchungshaft verhängt ist, 
für deren Dauer; 

2. wenn gegen einen Notar, der zugleich 
Rechtsanwalt ist, ein Berufs- oder Ver¬ 
tretungsverbot nach § 150 der Bundes- 
rechlsanwaltsordnung verhängt ist, für 
dessen Dauer. 

(5) Die Vorschriften über die vorläufige Amts¬ 
enthebung eines Notars nach Einleitung eines 
Disziplinarverfahrens bleiben unberührt. 

§ 55 

(1) Im Fall der vorläufigen Amtsenthebung hat 
das Amtsgericht, wenn dem Notar kein Vertreter 
bestellt ist, seine Akten und Bücher sowie Siegel, 
Stempel und Amtsschild für die Dauer der vorläu¬ 
figen Amtsenthebung in Verwahrung zu nehmen. 
§ 45 Abs. 2, 4 und 5 gilt entsprechend. 
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(2) Der Notar hat sieb während der Dauer der 
vorläufigen Amtsenthebung jeder Amtshandlung zu 
enthalten. F -i Vorstoß berührt, jedoch die Gültig¬ 
keit der Amtshandlung nicht. 

(!) Ist das Amt eines /.ui ha in! beruflichen Ainls- 
aus Übung besieMlen Notars erloschen oder ist sein 
Am Iss >1.7 verlegt worden oder übt im Fall des § 8 
Abs. 1 Salz 2 ein zur battplberullidion Amtsaus- 
übung bestellter Notar s in Amt nicht, persönlich 
aas, so soll in der Regel au seiner Stelle ein Notar¬ 
assessor oder eine sonstige zum Amt eines Notars 
boiaiiigle Person damit, bei mul werden, das Amt des 
Notars vorübergehend wallr/.unehmen (Notariats- 
vnrweser). Ist ein Notar vorläufig seines Amtes ent- 
hoium, so kann ein Nolarialsverweser bestellt wer¬ 
den, wenn die Bestellung eines Notarvertreters 
(§ 39 Abs. 2 bat/ 1) nicht zweckmäßig erscheint. 

(2) Ist ein Anwall.snota.r durch Erlöschen des 
Amtes ausgeschieden, so kann an seiner Stelle zur 
Abwicklung der Notarialsgesehälte bis zur Dauer 
eines Jahres ein Notariatsverwescr bestellt werden, 
wenn hierfür ein Bedürfnis besteht. Innerhalb der 
ersten drei Monate ist der Notariatsverweser be¬ 
rechtigt, auch neue Notariatsgeschäfte vorzuneh¬ 
men. Wird zur Abwicklung der Anwaltskanzlei ein 
Abwickler bestellt, so kann dieser auch mit der 
Abwicklung der Notariatsgcschiifte als Notariatsver¬ 
weser betraut werden. 

('S) Noturassessoren sind verpflichtet, das Amt 
eines Notarialsverwcsers zu übernehmen. 

§ 57 

(1) Der Notariatsverweser untersteht, soweit 
nichts anderes bestimmt ist, den für die Notare 
geltenden Vorschriften. 

(2) Der Notariatsverweser wird von der Landes¬ 
justizverwaltung durch Aushändigung einer Bestal¬ 
lungsurkunde bestellt. Er hat, sofern er nicht schon 
als Notar vereidigt ist, vor der Übernahme seines 
Amtes vor dem Präsidenten des Landgerichts den 
Amtseid (§ 13) zu leisten. § 40 Abs. 1 Satz 3 gilt ent¬ 
sprechend. 

§ 58 

(1) Der Notariatsverwoser übernimmt die Akten 
und Bücher des Notars, an dessen Stelle er bestellt 
ist, sowie die dem Notar amtlich übergebenen Ur¬ 
kunden und Wertgegenstände; sind bei der Bestel¬ 
lung des Notarialsverwcsers die Akten und Bücher 
bereits von dem Amtsgericht in Verwahrung genom¬ 
men (§ 51 Abs. 1 Satz 1), so sind sie in der Regel 
zurückzugeben. 

(2) Der Notariatsverweser führt die von dem 
Notar begonnenen Amtsgeschäfte fort. Die Kosten¬ 
forderungen stehen dem Notariatsverweser zu, so¬ 
weit sie nach Übernahme der Geschäfte durch ihn 
fällig werden. Er muß sich jedoch im Verhältnis zum 
Kostenschuldner die vor der Übernahme der Ge¬ 
schäfte an den Notar gezahlten Vorschüsse anrech- 
nen lassen. 

(3) Soweit die Kostenlordorungen dem ausge¬ 
schiedenen Notar oder dessen Rechtsnachfolger 


zustehen, erteilt der Nolarialsverweser die voll¬ 
streckbare Ausfertigung der Kostenberechnung 
(§ 155 der Koslenordnung); lehnt er die Erteilung 
ab, so steht dem Notar oder dessen Rechtsnachfolger 
die Beschwerde nach § 156 der Kostenordnung zu. 
Ist dem Notar ein anderer Amtssitz zugewiesen, so 
bleibt er neben dem Notariatsverweser zur Erteilung 
der vollstreckbaren Ausfertigung befugt. Der Nota¬ 
riatsverweser hat ihm Einsicht in die Bücher und 
Akten zu gewähren; die dadurch entstehenden 
Kosten trägt der Notar. 

§ 59 

(1) Der Notariatsverweser führt sein Amt auf 
Rechnung der Notarkammer gegen eine von dieser 
im voraus festzusetzende angemessene Vergütung 
Er hat mit der Notarkammer, soweit nicht eine 
andere Abrede getroffen wird, monatlich abzurech- 
nen. Führt er die der Notarkammer zukommenden 
Beträge nicht ab, so können diese wie rückständige 
Beiträge beigetrieben werden. 

(2) Die Notarkammer kann ein Aufrechnungs¬ 
oder Zurückbehaltungsrecht an den Bezügen des 
Notariatsverwesers nur insoweit geltend machen, 
als diese pfändbar sind oder als sie einen Anspruch 
auf Schadensersatz wegen vorsätzlicher unerlaubter 
Handlung hat. 

(3) Die Notarkammer kann im Einzelfall eine 
von Absatz 1 Satz 1 und 2 abweichende Regelung 
treffen. Absatz 2 ist in diesem Fall nicht anwend¬ 
bar. 

§ 60 

Die Überschüsse aus den auf Rechnung der Notar- 
kammer geführten Notariatsverweserschaften müs¬ 
sen ausschließlich zugunsten der Fürsorge für die 
Berufsangehörigen und ihre Hinterbliebenen ver¬ 
wendet werden. 

§ 61 

(1) Für eine Amtspflichtverletzung des Notariats- 
verwosers haftet die Notarkammer dem Geschädig¬ 
ten neben dem Notariatsverweser als Gesamtschuld¬ 
ner; im Verhältnis zwischen der Notarkammer und 
dem Notariatsverweser ist dieser allein verpflichtet. 
Das gleiche gilt, soweit der Notariatsverweser nach 
§ 46 oder § 19 Abs. 2 für Amtspflichtverletzungen 
eines Vertreters oder eines Notarassessors haftet. 

(2) Die Notarkammer hat sich und den Notariats¬ 
verweser gegen Verluste aus der Haftung nach Ab¬ 
satz 1 durch Abschluß einer Haftpflichtversicherung 
zu sichern; die Ansprüche aus der Versicherung soll 
auch der Notariatsverwoser im eigenen Namen gel¬ 
tend machen können. 

(3) Eine Haftung des Staates für Amtspflichtver- 
letzungen des Notariatsverwesers besteht nicht. 

§ 62 

Für vermögensrechtliche Streitigkeiten zwischen 
der Notarkammer und dem Notariatsverweser, 
welche die Vergütung, die Abrechnung (§ 59) oder 
die Haftung für Amtspflichtverletzungen betreffen, 
sind die Landgerichte ohne Rücksicht auf den Wert 
des Streitgegenstandes ausschließlich zuständig. § 42 
Satz 2 gilt entsprechend. 
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§ 63 

(1) Der Notariatsverwoscr ist verpflichtet, einem 
Beauftragten der Notarkammer Akten und Bücher 
sowie die in seiner Verwahrung befindlichen Urkun¬ 
den zur Einsicht vorzulegen. 

(2) Die Prijfungsb('.lu(|jiissü der Aufsichtsbehörde 
bleiben unberührt. 

§ 64 

(1) Das Amt eine.-, nach § 56 Abs. 1 bestellten 
Notariatsvenvesers endig!, wenn ein neuer Notar 
bestellt wird oder der vorläufig seines Amtes ent¬ 
hobene oder gemäß § 8 Abs. 1 Satz 2 an der persön¬ 
lichen AiuKuh .Übung verhinderte Notar sein Amt 
wieder übern,imml. Die Amlsbelugnis des Nolariats- 
vorwesors dauert fort, bis ihm die Beendigung des 
Amtes von der Lundesjusli/verwailung milgoteilt 
ist. Die Landesjuslizverwuilung kann die Bestellung 
aus wichtigem Grunde vorzeitig widerrufen. 

(2) Das Amt. eines nach § 56 Abs. 2 bestellten 
Notariats Verwesers endigt mit Ablauf des Zeit¬ 
raums, für den er bestellt ist. Absatz 1 Satz 3 gilt 
entsprechend. 

(3) übernimmt nach der Beendigung des Amtes 
des Notariatsverwesers der trübere Notar das Amt 
wieder oder wird dem neu bestellten Notar gemäß 
§ 51 Abs. 1 Satz 2 die Verwahrung der Akten und 
Bücher übertragen, so führt der Notar die von dem 
Notariatsverweser begonnenen Amtsgeschäfte fort. 
Die nach Übernahme des Amtes durch den Notar 
fällig werdenden Koslenfordcnmgcn stehen diesem 
zu. Er muß sich jedoch im Verhältnis zum Kosten¬ 
schuldner die vor der Übernahme des Amtes an den 
Notariatsvorweser gezahlten Vorschüsse anredmen 
lassen. 

(4) Die dem Notariatsvorweser zustehenden Ko¬ 
de nfoidt. u.ncjc n werden n cP der Beendigung seines 
Amtes von der Notarkammer im eigenen Namen 
eingezogen. §§ 154 bis 157 der Kostenordnung gel¬ 
ten entsprechend. Die Nolarkammer kann den neu 
bestellten oder wieder in sein Amt eingesetzten 
Notar damit beauftragen, die äciShlehenden Forde¬ 
rungen auf ihre Kosten ein/.u/iehen. 

ZWEITER TEIL 

Notarkammern und Bundesnotarkammer 
1. Abschnitt 
Notarkammern 
§ 65 

(1) Die Notare, die in einem Oberlandesgerichts¬ 

bezirk bestellt sind, bilden eine Nofarkammer. Die 
Landesregierung oder die von ihr bestimmte Stelle 
kann jedoch durch Kodil.sverordnun-y bestimmen, 
daß meine ( 0 , 1,1 , ' , , c 

von Obcrlandesyerichtsbezirken oder ein Oberi.an- 
desgcrichtsbe/.ii k mit Teilen eines anderem Ober- 
landesgeriditsbezirks den Bezirk einer Notarkammer 
bilden. 

(2) Die Notarkammer hat ihren Sitz am Ort des 
Oberlandesgerichls. Im Fall des Absatzes 1 Satz 2 
bestimmt die Landesregierung oder die von ihr be¬ 
stimmte Steile den Sitz der Notarkammer. 


§ 66 

(1) Die Notarkammer ist eine Körperschaft des 
öffentlichen Rechts. Die Satzung der Notarkammer 
und ihre Änderungen werden von der Versammlung 
der Kammer beschlossen; sie bedürfen der Geneh¬ 
migung der Landesjustizverwaltung. 

(2) Die Landesjustizverwaltung führt die Staats¬ 
aufsicht über die Notarkammer. Die Aufsicht be¬ 
schränkt sich darauf, daß Gesetz und Satzung beach¬ 
tet, insbesondere die der Notarkammer übertragenen 
Aufgaben erfüllt wenden. 

(3) Am Schlüsse des Geschäftsjahrs legt die 
Notarkammer der Landesjustizverwaltung einen 
Bericht über ihre Tätigkeit im abgelaufenen Jahr 
und über die Lage der im Bereich der Kammer täti¬ 
gen Notare und Notarassessoren vor. 

§ 67 

(1) Die Notarkammer vertritt die Gesamtheit der 
in ihr zusammengeschlossenen Notare. Sie hat 
über Ehre und Ansehen ihrer Mitglieder zu wAthen, 
die Aufsichtsbehörden bei ihrer Tätigkeit zu unter¬ 
stützen, die Pflege des Notariatsrechts zu fördern 
und für eine gewissenhafte und lautere Berufsaus¬ 
übung der Notare und Notarassessoren zu sorgen. 

(2) Außer den der Notarkammer durch Gesetz 
zugewiesenen Aufgaben obliegt ihr, 

1 Mittel für die berufliche Fortbildung der 
Notare, ihrer Hilfskräfte und der Notar¬ 
assessoren sowie für sonstige gemeinsame 
Lasten des Berufsstandes bereitzustellen; 

2. die Ausbildung und Prüfung der Hilfskräfte 
der Notare zu regeln. 

(3) Die Notarkammer kann 

1. Fürsorgeeinriditungen, 

2. nach näherer Regelung durch die Landes¬ 
gesetzgebung Versorgungseinriditungen 

unterhalten. 

(4) Die Notarkammer hat ferner Gutachten zu er¬ 
statten, die die Landesjustizverwaltung, ein Ge¬ 
richt oder eine Verwaltungsbehörde des Landes in 
Angelegenheiten der Notare anfordert. 

§ 68 

Die Organe der Notarkammer sind der Vorstand 
und die Versammlung der Kammer. 

§ 69 

(1) Der Vorstand nimmt, unbeschadet der Vor¬ 
schrift des § 70, die Befugnisse der Notarkammer 
wahr. In dringenden Fällen beschließt er an Steile 
der Versammlung der Kammer, deren Genehmi¬ 
gung nachzuholen ist. 

(2) Der Vorstand besteht aus dem Präsidenten, 
seinem Stellvertreter und weiteren Mitgliedern. Die 
Mitglieder des Vorstands werden von der Ver¬ 
sammlung der Kammer auf vier Jahre gewählt. 

(3) Sind in dem Bezirk einer Notarkammer zur 
hauptberuflichen Amtsausübung bestellte Notare 
und Anwaltsnotare bestellt, so müssen der Präsi- 
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de nt und mindestens die Hälfte der übrigen Mit¬ 
glied::! des Vorstands zur tiaUjdbenifJidien AmLs- 

§ 70 

(1) Der Präsident veriritt die Kammer gerichtlich 

(2) per Präsident vermittelt den geschäftlichen 
Verkehr der Kammer und des Vorstands. 

(3) Der Präsident führt in den Sitzungen des 
Vorstands und in der Versammlung der Kammer 
den Vorsitz. 

(4) Durch die Salzung können dem Präsidenten 
weitere Aufgaben übertragen werden. 

§ 71 

(1) Die Versammlung der Kammer wird durch 
den Präsidenten einberufen. 

(2) Der Präsident muß die Versammlung der 
Kammer alljährlich einmal einberufen. Er muß sie 
ferner einberufen, wenn ein Zehntel der Mitglie¬ 
der es schriftlich beantragt und hierbei den Gegen¬ 
stand angibt, der in der Versammlung behandelt 
werden soll. 

(3) Die Versammlung ist mindestens zwei Wo¬ 
chen vor dem Tage, an dem sie stattfinden soll, 
schriftlich oder durch öffentliche Einladung in den 
Blättern, die durch die Satzung bestimmt sind, 
unter Angabe der Tagesordnung einzuberufen. Der 
Tag, an dem die Einberufung abgesandt ist, und 
der Tag der Versammlung sind hierbei nicht mit¬ 
zurechnen. In dringenden Fällen kann der Präsi¬ 
dent die Versammlung mit kürzerer Frist einbe- 
rufen. 

(4) Der Versammlung obliegt insbesondere, 

1. die Höhe und die Fälligkeit der Beiträge 
zu bestimmen-, 

2. die Mittel zu bewilligen, die erforderlich 
sind, um den Aufwand für die geinein- 
schuf llicb.cn Angelegenheiten zu bestreiten; 

3. die Abrechnung des Vorstands über die 
Einnahmen und Ausgaben der Kammer 
sowie über die Verwaltung der. Vermögens 
zu prüfen und über die Entlastung zu be¬ 
schließen. 

§ 72 

Die näheren Bestimmungen über die Organe der 
Notarkammer und ihre Zuständigkeiten trifft die 
Satzung. 

§ 73 

(1) Die Notarkammer erhebt von den Notaren 
Beiträge, soweit dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
erforderlich ist. 

(2) Rückständige Beiträge können auf Grund 
einer von dem Präsidenten der Notarkammer aus¬ 
gestellten, mit der Bescheinigung der Vollstreck¬ 
barkeit und dem Siegel der Kammer versehenen 
Zahlungsaufforderung nach den Vorschriften über 
die Vollstreckung der Urteile in bürgerlichen 
Reditsstreitigkeiten eingezogen werden. 


§ 74 

(1) Die Nolarkammer kann in Ausübung ihrer 
Befugnisse von den Notaren und Notarassessoren 
Auskünfte und das persönliche Erscheinen vor den 
zuständigen Organen der Kammer verlangen. 

(2) Die Notarkammer kann zur Erzwingung der 
den Notaren oder Notarassessoren nach Absatz 1 
obliegenden Pflicht zur Auskunft und zum persön¬ 
lichen Erscheinen nach vorheriger schriftlicher An¬ 
drohung Ordnungsstrafen bis zu dreihundert Deut¬ 
sche Mark festsetzen. Die Ordnungsstrafen fließen 
zur Kasse der Notarkammer; sie werden wie rück¬ 
ständige Beiträge beigetrieben. 

§ 75 

(1) Die Notarkammer ist befugt, Notaren und 
Notarasses,soren bei Ordnungswidrigkeiten leich¬ 
terer Art eine Ermahnung auszusprechen. 

(2) Die Ermahnung ist zu begründen. Sie ist der 
Aufsichtsbehörde mitzuteilen. Das Recht der Auf¬ 
sichtsbehörden zu Maßnahmen im Aufsichtswege 
oder im Disziplinarwege bleibt unberührt. Macht 
die Aufsichtsbehörde von diesem Recht Gebrauch, 
so erlischt die Befugnis der Notarkammer; eine 
bereits ausgesprochene Ermahnung wird unwirk¬ 
sam. 

(3) Uber Gegenvorstellungen des Notars oder 
Notarassessors entscheiden die Aufsichtsbehörden. 

2. Abschnitt 
Bundesnotarkammer 

§ 76 

(1) Die Notarkammern werden zu einer Bundes- 
notarkammer zusammengeschlossen. 

(2) Der Sitz der Bundesnotarkammer wird durch 
ihre Satzung bestimmt. 

§ 77 

(1) Die Bundesnotarkammer ist eine Körper¬ 
schaft des öffentlichen Rechts. 

(2) Der Bundesminister der Justiz führt die 
Staatsaufsicht über die Bundesnotarkamin er. Die 
Aufsicht beschränkt sich darauf, daß Gesetz und 
Satzung beachtet, insbesondere die der Bundes¬ 
notarkammer übertragenen Aufgaben erfüllt 
werden. 

(3) Die Satzung der Bund esnotark amirie.r und 
ihre Änderungen, die von der Vertreteiversamm- 
lung beschlossen werden, bedürfen der Genehmi¬ 
gung des Bundesministers der Justiz. 

5 78 

Die Bundesnotarkammer hat die ihr durch Ge¬ 
setz zugewiesenen Aufgaben zu erfüllen. Sie hat 
insbesondere 

1. in Fragen, welche die Gesamtheit der Notar¬ 
kammern angehen, die Auffassung der ein¬ 
zelnen Notaikanunern zu ermitteln und im 
Wege gemeinschaftlicher Aussprache die Auf¬ 
fassung der Mehrheit festzustellen; 
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2. i.n allen die Gesamtheit der Nolarkammern 
berührenden Angelegenheiten die Auffassung 
der Bundesnolcirkfirirner den zuständigen 
Gerichten und Behörden gegenüber zur Gel¬ 
tung zu bringen; 

3. die Gesamtheit der Nokirkar.mejü gegenüber 
Behörden und Organisationen zu. vertreten; 

4. Gutachten zu erst«Itun, die eine an der Ge¬ 
setzgebung beteifigie Behörde oder Körper¬ 
schaft des Bundes oder ein Bundecgoricht in 
Angelegenheiten der Notare anfordert; 

5. durch Beschluß der Vertrfilcrvorsamndung all¬ 
gemeine Richtlinien für die Berufsausübung 
der Notare aufzustellen; 

6. Richtlinien für die Ausbildung der Hilfskräfte 
der Notare aufzustcdlen. 

§ 79 

Die Organe der ßundesnolarkommer sind das 
Präsidium und die Vertrulerversarnmlung. 

§ 80 

Das Präsidium besteht, uns dem Presidenten, zwei 
Stellvertretern und vier weile en Mitgliedern. 
Der Präsident, ein SlellvcritHe.r und zwei wehere 
Mitglieder müssen zur buugUs-'rnfli.-hen Amtsaus¬ 
übung bestellte Notare, ein Sic I!Vertreter des Prä¬ 
sidenten und zwei Mitglieder Anwallsnotaro sein. 

§ 01 

(1) Das Präsidium wird von der Verirc ;.n; Ver¬ 
sammlung gewühlt. Wählbar ist jedes Mitglied der 
Verl roter Versammlung. 

(2) Die Mitglieder des Präsidiums werden auf 
vier Jahre gewühlt. Scheidet ein Mitglied vor eilig 
aus, so ist in der auf sein Ausscheiden folgenden 
Vcrtret.erversammlung für den Rest seine! Wahl¬ 
zeit ein neues Mitglied zu wählen. 

§ 82 

(1) Der Präsident vertritt die Bundesnotarkam- 
mer gerichtlich und außergerichtlich. 

(2) In den Sitzungen des Präsidiums führt der 
Präsident den Vorsitz. 

(3) Das Präsidium erstattet dem Bundesminister 
der Justiz jährlich einen schriftlichen Bericht über 
die Tätigkeit der Bundesnotarkammer und des 
Präsidiums. Es zeigt ihm ferner das Ergebnis der 
Wahlen zum Präsidium an. 

§ 83 

(1) Die Bundesnotarkammer faßt ihre Beschlüsse 
regelmäßig auf Vertreterversammlungen. 

(2) Die der Bundesnotarkammer in § 78 Nr. 4 zu¬ 
gewiesenen Aufgaben erledigt das Präsidium nach 
Anhörung der Vertreterversammlung. In dringen¬ 
den Fällen kann die Anhörung unterbleiben; die 
Mitglieder sind jedoch unverzüglich von den getrof¬ 
fenen Maßnahmen zu unterrichte'n. 


§ 84 

Die Notarkammern werden in der Vertrelerver- 
sammlung durch ihre Präsidenten oder durch ein 
anderes Mitglied vertreten. 

§ 85 

(1) Die Vertreterversamrnluny wird durch den 
Präsidenten cinberufen. Er führt den Vorsitz in der 
Versammlung. Der Präsident muß sie einberufen, 
wenn das Präsidium oder mindestens drei Notar¬ 
kammern es beantragen. Der Antrag der Notarkam¬ 
mern soll schriftlich gestellt werden und den Gegen¬ 
stand angeben, der in der Vertreterversammlung 
behandelt werden soll. 

(2) In dringenden Fällen kann der Präsident die 
Vertreterversammlung mit einer kürzeren als der in 
der Satzung für die Einberufung vorgesehenen Frist 
einberufen. Der Gegenstand, über den Beschluß ge¬ 
faßt werden soll, braucht in diesem Fall nicht ange¬ 
geben zu werden. 

(3) Beschlüsse der Vertreterversammlung können 
auch schriftlich oder telegrafisch gefaßt werden, 
wenn nicht mehr als drei Notarkammern wider¬ 
sprechen. 

§ 86 

(1) In der VertretorversammlurKj hat jede Notar¬ 
kammer eine Stimme. Im Fall des § 65 Abs. 1 Salz 2 
hat die Notarkammer so viele Stimmen, als sie 
Oberlandesgerichtsbezirke oder Teile von Oberlan- 
desgerichlsbezirken umfaßt; jedoch bleibt hierbei ein 
Teil eines Oberlandesgsrichtsbezirks außer Betracht, 
wenn die Zahl der in ihm zugedassenen Notare ge¬ 
ringer ist als die Zahl der Notare, die in einem nicht 
zu derselben Notarkammer gehörigen Teil des Ober- 
landosgerichtsbozirks zugolassen sind. 

(2) Zu den Versammlungen können von jeder 
Notarkammer so viele Notars entsandt werden, wie 
die Notarkammer Stimmen hat. Zu den Versamm¬ 
lungen können darüber hinaus auch Notare zur gut¬ 
achtlichen Äußerung zu einzelnen Fragen zugclassen 
werden. 

(3) Die Vertreterversammlung faßt ihre Be¬ 
schlüsse, soweit in diesem Gesetz oder in der Sat¬ 
zung nichts anderes bestimmt ist, mit der einfachen 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei Stimmen¬ 
gleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den 
Ausschlag; bei Wahlen entscheidet das Los. 

(4) Die Ausführung von Beschlüssen unterbleibt, 
wenn ihr eine Mehrheit von mindestens drei Vier¬ 
teln der Vertreter, die hauptberufliche Notare sind, 
oder von mindestens drei Vierteln der Vertreter, die 
Anwaltsnotare sind, widerspricht, 

§ 87 

Das Präsidium hat der Vertreterversammlung 
über alle wichtigen Angelegenheiten zu berichten. 

§ 88 

Die Mitglieder des Präsidiums und der Vertreter¬ 
versammlung sind ehrenamtlich tätig. 




Nr. 10 — Tag der Ausgabe: Bonn, den 27, Ft b 


111 


§ 89 

Die näheren Bestimmungen über die Organe der 
Bundesnotciikanune: und ihre Befugnisse trifft die 
Satzung, 

§ 90 

Die Bundesnol.fi ikanimer ist befugt, zur Erfüllung 
der ihr durch Gesetz oder Satzung zugewiesenen 
Aufgaben von den Notarkanunem Berichte und 
Gutachten einzufordern. 

§ 91 

(1) Die Bundesnularkammej: erhebt von den 
Not.arka.mme.rn Beiträge, die zur Deckung des per¬ 
sönlichen und sachlichen Bedarfs bestimmt sind. 

(2) Die Höhe der Beiträge wird von der Vertre¬ 
te rv e r s a m m 1 u n g f e s lg e se tz t. 

DRITTER TEIL 

Aufsicht. Disziplinarverfahren 

1. Abschnitt 
Aufsicht 

§ 92 

Das Recht der Aufsicht steht zu 

1. dem Präsidenten des Landgerichts über die 
Notare und Notarassessoren des Landgerichts¬ 
bezirks; 

2. dem Präsidenten des Oberl and esgerichts über 
die Notare und Noiarasscssoren des Ober- 
landesgerichlsbezirks; 

3. der Landesjustiz v e r wu!tung über sämtliche 
Notare und Nolarassossoion des Landes. 

§ 93 

(t) Den Aufsichtsbehörden obliegt die Prütung 
und Überwachung der Amtsführung der Notare und 
des Dienstes der Notarassessoren. 

(2) Der Notar ist verpflichtet, den Aufsichts¬ 
behörden odei den von diesen beauftragten Rich¬ 
tern Akten, Verzrirliuhse und Bücher sowie die in 
seiner Verwahrung boiindllchen Urkunden zur Ein¬ 
sicht vorzuleijcn. Zur Durchsicht und Prüfung der 
Verzeichnisse und Bücher sowie zur Prüfung der 
Kostenberechnungen und Abrechnungen über Gebüh- 
renabgaben und dergleichen dürfen auch Beamte 
der Justizverwaltung herangezogen werden; eine 
Aufsichtsbefugnis stellt diesen Beamten nicht, zu. 

§ 94 

Die Aufsichtsbehörden sind befugt, Notaren und 
Notarassessoren bei Ordnungswidrigkeiten oder 
Pflichtverletzungen leichterer Art eine Mißbilligung 
auszusprechen. 

2. Abschnitt 

Disziplinarverfahren 

§ 95 

Notare und Notarassessoren, die schuldhaft die 
ihnen obliegenden Amtspflichten verletzen, be¬ 
gehen ein Dienstvergehen. 


§ 96 

Soweit in diesem Gesetz nichts Abweichendes 
bestimmt ist, sind die Disziplinarvorschriften ent¬ 
sprechend anzuwenden, die für Landesjustizbeamte 
gelten. Die in diesen Vorschriften den Dienstvor¬ 
gesetzten zugewiesenen Aufgaben nimmt die Auf¬ 
sichtsbehörde wahr. Die Befugnisse der Einleilungs¬ 
behörde oder der ihr entsprechenden Dienststelle 
werden von der Landesjustizverwaltung ausgeübt. 
Zum Untersuchungsführer kann nur ein planmäßi¬ 
ger Richter der ordentlichem Gerichtsbarkeit bestellt 
werden. 

§ 97 

(1) Im Disziplinarverfahren können folgende 
Strafen verhängt werden: 

Warnung, 

Verweis, 

Geldbuße, 

Entfernung aus dem Amt. 

Die Disziplinarstrafen des Verweises und der Geld¬ 
buße können nebeneinander verhängt werden. 

(2) Gegen einen zur hauptberuflichen Amtsaus¬ 
übung bestellten Notar kann als Disziplinarstrafe 
auch auf Entfernung vom bisherigen Amtssitz er¬ 
kannt werden. In diesem Fall hat die Landes¬ 
justizverwaltung dem Notar nach Rechtskraft der 
Entscheidung, nachdem die Notarkammer gehört 
worden ist, unverzüglich einen anderen Amtssitz 
zuzuweisen. Neben der Entfernung vom bisherigen 
Amtssitz kann auch eine Geldbuße verhängt 
werden. 

(3) Gegen einen Anwaltsnotar kann als Diszi¬ 
plinarstrafe auch auf Entfernung aus dem Amt auf 
bestimmte Zeit erkannt werden. In diesem Fall 
darf die erneute Bestellung zum Notar nur versagt 
werden, wenn sich der Notar in der Zwischenzeit 
eines Verhallens schuldig gemacht hat, das ihn un¬ 
würdig erscheinen läßt, das Amt eines Notars 
wieder auszuüben. 

(4) Geldbuße kann gegen Notare bis zu zehn¬ 
tausend Deutsche Mark, gegen Notarassessoren 
bis zu tausend Deutsche Mark verhängt werden. 
Beruht die Handlung, wegen der ein Notar oder 
Notarassessor verurteilt wird, auf Gewinnsucht, so 
kann auf Geldbuße bis zum Doppelten des erziel¬ 
ten Vorteils erkannt werden. 

(5) Die Entfernung aus dem Amt (Absatz 1) hat 
bei einem Notar, der zugleich Rechtsanwalt ist, zu¬ 
gleich die Ausschließung aus der Rechtsanwaltschaft 
zur Folge. 

5 98 

(1) Warnung, Verweis und Geldbuße können 
durch Disziplinarverfügung der Aufsichtsbehörden 
verhängt werden. 

(2) Geldbußen können vom Präsidenten des 
Landgerichts nicht verhängt werden. 

5 99 

Als Disziplinargerichte für Notare sind im ersten 
Rechtszug das Oberlandesgericht und im zweiten 
Rechtszug der Bundesgerichtshof zuständig. 
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larutrsgoridiU’ oder dem obeisleri Landesgericht 
übertragen, wenn «lies der Sii.herung einer einheit¬ 
lichen Rechtsprechung dienlich isl 


§ 101 

Das Oberlandosgoridil entscheidet in Disziplinar- 
sadien gege n Notare in der Besetzung mit dem 
Vorsitzenden, einem Beisitzer, der planmäßig an- 
gestelller Richter ist, und einem Beisitzer, . der 
Notar ist. 

§ 102 

Der Vorsitzende und seine Stellvertreter, die 
mindestens Senatspräsidenten sein müssen, sowie 
die richterlichen Beisitzer und ihre Stellvertreter 
werden von dem Präsidium des Oberlandesgerichts 
aus der Zahl der ständigen Mitglieder des Ober- 
landesgeiichts auf die Dauer von vier Jahren be¬ 
stellt. Im übrigen gelten §§ 62 bis 67 und 69 des 
Gerichtsverfassungsgesctzes entsprechend. 

§ 103 

(1) Die Beisitzer aus den Reihen der Notare 
werden von der Landosjustizverwaltung ernannt. 
Sie werden einer Vorschlagsliste entnommen, die 
der Vorstand der Notarkammer der Landesjustiz¬ 
verwaltung einreicht. Die Landosjustizverwaltung 
bestimmt, welche Zahl von Beisitzern erforderlich 
ist; sie hat vorher den Vorstand der Nolarkammer 
zu hören. Die Vorschlagsliste des Vorstandes der 
Notarkammer muß mindesten;; die Hälfte mehr als 
die erforderliche Zahl von Notaren enthalten. Um¬ 
faßt ein Oberlandesgericht mehrere Bezirke von 
Notarkammcrn oder Teile von solchen Bezirken, 
so verteilt die Landesjuslizvoiwa'lung die Zahl 
der Beisitzer auf die Bezirke der einzelnen Notar¬ 
kammern. 

(2) Die Beisitzer dürfen nicht gleichzeitig dem 
Vorstand der Nolarkammer angehören oder bei der 
Notarkammer im Haupt- oder Nebenberuf tätig sein. 

(3) Zum Beisitzer kann nur ein Notar ernannt 
werden, der das fünfunddreißigste Lebensjahr voll¬ 
endet hat und seit mindestens fünf Jahren ohne 
Unterbrechung als Notar tätig ist. 

(4) Zum Beisitzer kann nicht ernannt werden ein 
Notar, 

1. bei dem die Voraussetzungen für eine vor¬ 
läufige Amtsenthebung gegeben sind, 

2. gegen den ein Disziplinarverfahren oder, 
sofern der Notar zugleich als Rechtsanwalt 
zugelassen ist, ein ehrengerichtliches Ver¬ 
fahren eingeleitet ist, 

3. gegen den die öffentliche Klage wegen 
einer strafbaren Handlung, welche die Un¬ 
fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter 
zur Folge haben kann, erhoben ist, 


4. der in den letzten fünf Jahren in einem 
Dis: ;ipli -u ■ - , r oder 1 2 3 c d >t * V rr 

ei> em elucngmchTchcn Verfahren mit 
einem Verweis oder einer Geldbuße be- 

(5) Dir; Beisitzer werden für dis Dauer von vier 
Jahren ernannt; sie können nach Ablauf ihrer Amts¬ 
zeit wieder berufen werden. Scheidet ein Beisitzer 
vorzeitig aus, so wird für den Rest der Amtszeit ein 
Nachfolger ernannt. 

§ 104 

(1) Die Beisitzer aus den Reihen der Notare 
haben als solche während der Dauer ihres Amtes 
alle Rechte und Pflichten eines Berufsrichters. Ihr 
Amt ist ein Ehrenamt. Sie erhalten aus der Staats¬ 
kasse für den mit ihrer Tätigkeit verbundenen Auf¬ 
wand eine Entschädigung sowie eine Reiisekosten- 
vergütung. Als Aufwandsentschädigung wird für 
jeden Sitzungstag das Einemhalbfache des in § 153 
Abs. 2 Satz 1 und 2 der Kostenordnung bestimmten 
Betrages gewährt. Auf die Reisekostenvergütung 
ist § 153 Abs. 1 der .Kostenordnung entsprechend an¬ 
zuwenden. Die Fahrtkosten sind auch dann zu er¬ 
setzen, wenn das Oberlandesgericht an dem Ort 
tagt, an dem der Beisitzer seinen Wohnsitz hat. 

(2) Ein Beisitzer ist auf Antrag der Landesjustiz¬ 
verwaltung seines Amtes zu entheben, wenn ein 
Umstand eintritt oder bekannt wird, welcher der 
Ernennung entgegensteht, über den Antrag ent¬ 
scheidet der Erste Zivilsenat des Oberlandesgerichts 
oder des obersten Landesgerichts, das als Diszipli¬ 
nargericht zuständig ist. Bei der Entscheidung 
dürfen die Mitglieder des Disziplinargerichts (§ 102) 
nicht mitwirken. Vor der Entscheidung sind der 
Notar und der Vorstand der Notarkammer zu 
hören. Die Entscheidung ist endgültig. 

§ 105 

Für die Anfechtung von Entscheidungen des 
Oberlandesgerichts gelten die Vorschriften der Bun- 
desdisziplinarordnung über die Anfechtung von 
Entscheidungen der Bundesdisziplinarkammcr ent¬ 
sprechend. 

§ 106 

Der Bundesgerichtshof entscheidet in Disziplinar- 
saehen gegen Notare in der Besetzung mit dem 
Vorsitzenden, zwei Richtern und zwei Notaren als 
Beisitzern. 

§ 107 

Der Vorsitzende und seine Stellvertreter, die 
mindestens Senatspräsidenten sein müssen, sowie 
die richterlichen Beisitzer und ihre Stellvertreter 
werden von dem Präsidium des Bundesgerichtshofs 
aus der Zahl der ständigen Mitglieder des Bundes¬ 
gerichtshofs auf die Dauer von vier Jahren bestellt. 
Im übrigen gelten §§ 62 bis 67 und 69 des Gerichts¬ 
verfassungsgesetzes entsprechend. 

§ 108 

(1) Die Beisitzer aus den Reihen der Notare wer¬ 
den von dem Bundesminister der Justiz berufen 
Sie werden einer Vorschlagsliste entnommen, die 
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das Präsidium der BimclesiioUukanimer auf Grund 
von Vorschlägen der Notarkarnmern dem BLindes- 
ministgr der Justiz cinreicht. Der Bundesminister 
der .Justiz bestimmt, welche Zahl von Beisitzern er¬ 
forderlich ist; er hat vorher das Präsidium der 
Bundosnotarkiinuruu zu hören. Die Vorschlagsliste 
muh n.:•ldrslcns die* doppelte; Zahl von Notaren 
en!l en und c uh je zur Hälfte aus hauptberuf- 

(2) Die Beisitzer dürfen nicht gleichzeitig dem 
Vorstand einer Notarkammer oder einem anderen 
Disziplinargerichl für Notare angehören oder bei 
einer Notarkammer iin Haupt- oder Nebenberuf 
tätig sein. Irn übrigen gellen § 103 Abs. 3 bis 5 und 
§ 104 Abs. 1 Salz 2 bis 6 dieses Gesetzes sowie § 107 
Abs. 4 und §§ 109 bis 111 der Bundesrochtsanwalts- 
ordnung entsprechend mit der Maßgabe, d aß vor der 
Entscheidung über die Amtsenthebung eines Bei¬ 
sitzers auch das Präsidium der Bundesnotarkammer 
zu hören ist. 

§ 109 

Auf das Verfahren dos Bundesgerichtshofs in 
Disziplinensadien gegen Notare sind die für das 
Verleihi en des Bundesdisziplinarhofs geltenden Vor¬ 
schriften entsprechend anzuwenden. Die im Ver¬ 
fahren vor dem Bundesdisziplinarliof dem Bundes- 
disziplinaranwull zustehenden Befugnisse werden 
von dem Gcneralbundesanwalt beim Bundes¬ 
gerichtshof wahrgenommen. 

§ HO 

Ob über eine Verfehlung eines Notars, der zu¬ 
gleich Rechtsanwalt ist, im Disziplinarverfahren 
oder im ehrengerichtlichen Verfahren für Rechts¬ 
anwälte zu entscheiden ist, bestimmt sich danach, 
ob die Verfehlung vorwiegend mit dem Amt als 
Notar oder der Tätigkeit, als Rechtsanwalt im Zu¬ 
sammenhang steht. Besteht ein solcher Zusammen¬ 
hang nicht, so ist, wenn es sich um einen Anwalts¬ 
notar handelt, im ehrengerichtlichen. Verfahren für 
Rechtsanwälte, andernfalls -im Disziplinarverfahren 
zu entscheiden. In Zweifelsfällen bestimmt die Lan- 
desjuslizverwaltimg nach Anhörung der Notar- 
kainnrer und der Rechtsanwaltskammer, in welchem 
Verfahren zu entscheiden ist. 

VIERTER TEIL 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 
§ Hl 

(1) Verwallungsaklc, die nach diesem Gesetz er¬ 
gehen, können durch einem Antrag auf gerichtliche 
Entscheidung angetocbi.cn werden. Der Antrag kann 
nur darauf gestützt worden, daß der Verwaltungsakt 
den Antragsteller in seinen Rechten beeinträchtige, 
weil er rechtswidrig sei. Soweit die LandesJustiz¬ 
verwaltung ermächtigt ist, nach ihrem Ermessen zu 
befinden, kann der Antrag nur darauf gestützt wer¬ 
den, daß die gesetzlichen Grenzen des Ermessens 
überschritten seien oder daß von dem Ermessen in 
einer dem Zweck der Ermächtigung nicht entspre¬ 
chenden Weise Gebrauch gemacht worden sei. 

(2) Der Antrag auf gerichtliche Entscheidung kann 
nur binnen eines Monats nach dem Zeitpunkt ge¬ 


stellt werden, in dem die Verfügung dem Betroffe¬ 
nen bekarmtgemacht worden ist. Der Antrag ist 
auch zulässig, wenn ein Antrag auf Vornahme eines 
Verwaltungsäkts ohne zureichenden Grund inner¬ 
halb von drei Monaten nicht beschieden worden ist. 

(3) Zuständig für die Entscheidung ist im ersten 
Rechtszug das Oberlandesgericht, im zweiten 
Rechtszug der Bundesgerichtshof. Diese Gerichte 
entscheiden in der in Disziplinarsachen gegen Notare 
vorgeschriebenen Besetzung. § 100 gilt entsprechend. 

(4) Gegen die Entscheidung des Oberlandes- 
gerichts ist die sofortige Beschwerde an den Bundes¬ 
gerichtshof zulässig. Im übrigen gelte» für das Ver¬ 
fahren §§ 37, 39 Abs. 1 und 2, §§ 40, 41 und 42 
Abs. 4 bis 6, für die Kosten §§ 200 bis 203 der Ban¬ 
desrechtsanwaltsordnung entsprechend. 

§ 112 

Die Landesjustizverwaltung kann Befugnisse, die 
ihr nach diesem Gesetz zustehen, auf nachgeordnete 
Behörden übertragen. Das gilt jedoch nicht für die 
Zuständigkeit, Notare zu bestellen (§ 12 Satz 1) und 
ihres Amtes zu entheben (§ 50 Abs. 3). 

§ 113 


(1) Die Notarkasse in München ist eine Anstalt 
des öffentlichen Rechts des Landes Bayern. Ihr bis¬ 
heriger Tätigkeitsbereich (Bayern und Regierungs¬ 
bezirk Pfalz des Landes Rheinland-Pfalz) bleibt 
unverändert. 

(2) Die Notarkasse untersteht der Aufsicht des 
Bayerischen Staatsministeriums der Justiz. Dieses 
übt die Aufsicht nach näherer Vereinbarung der 
beteiligten Justizverwaltungen aus. 

(3) Die Aufgaben der Notarkasse sind 

1. die erforderliche Ergänzung des Berufs- 
einkommens der Notare; 

2. die Versorgung der ausgesdiiedenen Notare 
im Alter und bei Amtsunfähigkeit sowie 
die Versorgung ihrer Hinterbliebenen; 

3. die Besoldung der Notariatsbeamten, ihre 
Versorgung im Alter und bei Ddenst- 
unfähigkeit und die Versorgung ihrer 
Hinterbliebenen sowie die Besoldung der 
sonstigen in einem Dienstverhältnis zur 
Notarkasse stehenden Hilfskräfte nach 
Maßgabe der Satzung; 

4. die Erfüllung der bei Übernahme des Ver¬ 
mögens des vormaligen Pensionsvereins 
der Bayerischen Notariatsgehilfen über¬ 
nommenen Verpflichtungen sowie die Ge¬ 
währung von Unterstützungen und Unter- 
hiiltsbciträcjen au ehemalige Notariatsgehil¬ 
fen und deren Hinterbliebene nach Maß¬ 
gabe der geltenden Grundsätze; 

5. die einheitliche Durchführung der Haft¬ 
pflichtversicherung; 

6. die Förderung der wissenschaftlichen und 
praktischen Fortbildung der Notare und 
Notarassessoren sowie der fachlichen Aus¬ 
bildung des Personals der Notare; 
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7. dir lineii.sl.c llnng der Haushaltsmittel der 
im 6; !>it!l. der N-.tnrkasso gebildeten Notar- 

k <: i.mir; n ; 

8. die Zahlung der Bezüge der Notarassesso- 
len ,ei Stelle der Nolarkamnier sowie die 
Vm sei (jung der Notarassessoreu bei Dionst- 
imi.iiiinkeil mul die Versorgung ihrer 
Iiinlei bliebenen nach Maßgabe der Salzung; 

9. die wirtschaftliche Verwaltung der von 
einen) Notariatsverweser wahrgenomme¬ 
nen Notarstellen an Stelle der Not.ar- 
karnmer. 

(4) Die Organe der Nolarkasse sind der Präsident 
und der Verwaltungsrat; bis zur anderweitigen Re¬ 
gelung durch die Satzung bleibt für die Bearbei¬ 
tung der Personalangelegenheiten der Notariats¬ 
beamten das bisherige Personalamt als besondere 
Einrichtung der Notarkasse bestehen. Der Sitz der 
Nolarkasse ist München; sie wird durch den Präsi¬ 
denten gerichtlich und außergerichtlich vertreten. 
Die Haushaltsrechnung wird vom Bayerischen 
Obersten Rechnungshof geprüft. 

(5) Im übrigen bestimmen sich die Aufgaben und 
Rechtsverhältnisse der Notarkasse nach einer 
Satzung. Die nach diesem Gesetz erforderliche erste 
Änderung der Satzung beschließt der bisherige Bei¬ 
rat; sie wird mit der Bestätigung durch die Auf¬ 
sichtsbehörde wirksam. Bis dahin gilt die bisherige 
Satzung. Bis zur Amtsübernahme der auf Grund der 
neuen Satzung bestellten Organe bleiben die bis¬ 
herigen im Amt. Künftige Satzungsänderungen be¬ 
schließt der Vcrwaltungsrat; sie bedürfen zu ihrer 
Wirksamkeit der Bestätigung durch die Aufsichts¬ 
behörde. 

(6) Auf die nach Absatz 3 Nr. 2, 3 und 8 gegen 
die Notarkassc begründeten Ansprüche der Notare 
und ihrer Hinterbliebenen, der Nolariatsbea ■ulen 
und ihrer Hinterbliebenen sowie die Versorgungs¬ 
ansprüche der Notarassessoreu und ihrer lörder- 
bliebenen sind die für Beamte,nbezüge geltenden 
verfahrensrechtlichen Vorschriften entsprechend an¬ 
zuwenden. 

(7) Die Notarkasse hat von den Notaren Abgaben 
zu erheben, soweit dies zur Erfüllung ihrer Auf¬ 
gaben erforderlich ist. fm Fall der Weigerung 
kann das Bayerische Staatsministerium der Justiz 
die Abgaben festsetzen. Rückständige Abgaben 
können auf Grund einer vom Präsidenten ausgestell¬ 
ten, mit der Bescheinigung der Vollstreckbarkeit 
versehenen Zahlungsaufforderung nach den Vor¬ 
schriften über die Vollstreckung der Urteile in bür¬ 
gerlichen Rechtsstreitigkeiten eingezogen werden. 
Die Notarkasse kann die Erfüllung der Abgabepflicht 
nachprüfen; die Notare, haben dem mit der Prüfung 
Beauftragten Einsicht in ihre Akten, Urkunden, Ver¬ 
zeichnisse und Bücher zu gestatten und die er¬ 
forderlichen dienstlichen Aufschlüsse zu geben. 

II. 

Für das Tätigkeitsgebiet der Notarkasse gellen 
ferner folgende besondere Vorschriften; 

(1) Ein Notar kann seines Amtes enthoben wer¬ 
den, wenn er das siebzigste Lebensjahr vollendet 
hat. Der Notar darf in diesem Fall seine Amts¬ 


bezeichnung „Notar" mit dem Zusatz „außer Dienst 
(a. D.)" weiterführen. § 52 Abs. 3 Satz 1 und 2 gilt 
entsprechend. 

(2) Die Rechtsverhältnisse der Notariatsbeamten 
und deren Hinterbliebenen bleiben bis zum Erlaß 
anderweitiger landesrechtlicher Vorschriften un¬ 
berührt. Neue Notariatsbeamte werden nicht mehr 
ernannt. Die Notare sind verpflichtet, die ihnen zur 
Dienstleistung zugewiesenen Notariatsbeamten und 
sonstigen in einem Dienstverhältnis zur Notarkasse 
stehenden Hilfskräfte zu beschäftigen. 

(3) Aufgaben der Notarkammern können durch 
die Landesjustizverwaltungen der Notarkasse über¬ 
tragen werden. 

§ 114 

Für den Bezirk des Oberlandesgerichts Stuttgart 
gelten folgende besondere Vorschriften: 

(1) Dieses Gesetz gilt für die Bezirksnotare nicht. 
Die Vorschriften über ihre Dienstverhältnisse, ihre 
Zuständigkeit und das von ihnen bei ihrer Amts¬ 
tätigkeit zu beobachtende Verfahren einschließlich 
des Rechtsmitielzugs bleiben unberührt. Dies gilt 
auch für ihre Amtstätigkeit als öffentlicher Notar 
(Artikel 95 des württembergischen Ausführungs¬ 
gesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch); ihre Zu¬ 
ständigkeit als öffentliche Notare bestimmt sich 
nach diesem Gesetz. 

(2) Die Bezirksnotare sind berechtigt, der Notar¬ 
kammer für den Oberlandesgerichtsbezirk Stuttgart 
als Mitglieder ohne Stimmrecht beizutreten. Dem 
Vorstand der Notarkammer gehört ein Bezirksnotar 
an, der nicht stimmberechtigt ist. Er nimmt auch an 
den Vertreterversammlungen der Bundesnotarkam¬ 
mer ohne Stimmrecht teil. Dieser Bezirksnotar und 
sein Vertreter werden von den Bezirksinotaren aus 
dem Kreis derjenigen Bezirksnotare gewählt, die 
der Notarkammer Stuttgart beigetreten sind, 

(3) Zu Notaren nach diesem Gesetz können auch 
Bezirksnotare und Anwärter bestellt werden, die 
nach den im Oberlandesgerichtsbezirk Stuttgart gel¬ 
tenden Bestimmungen zur Anstellung als Bezirks¬ 
notar befähigt sind. 

§ 115 

Dieses Gesetz gilt im Oberlandesgerichtsbezirk 
Karlsruhe nicht. Die Vorschriften über die Dienst¬ 
verhältnisse der nach den Vorschriften des badi¬ 
schen Landesgesetzes über die freiwillige Gerichts¬ 
barkeit bestellten Notare, ihre Zuständigkeit und 
das bei ihrer Amtstätigkeit zu beobachtende Ver¬ 
fahren einschließlich des Rechtsmitielzugs bleiben 
unberührt. Die Notare können an den Vertreter¬ 
versammlungen der Bundesnotarkammer durch 
einen von ihnen gewählten Vertreter ohne Stimm¬ 
recht teilnehmen. 

§ 116 

(1) In den Gerichtsbezirken der früher württem¬ 
bergischen und hohenzollerischen Teile des Landes 
Baden-Württemberg, in denen am 1. April 1961 
Rechtsanwälte zur nebenberuflichen Amtsausübung 
als Notare bestellt werden konnten, können auch 
weiterhin Anwaltsnotare bestellt werden. § 7 ist 
insoweit nicht anzuwenden. § 4 gilt entsprechend. 
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(2) ln den Ländern Hamburg und Rheinland-Pfalz 
gilt § 3 Abs. 2 mehl. Soweit am 1. April 1961 dort 
Rechtsanwälte das And des Notars im Nebenberuf 
aiLsgeübt haben, behält es dabei sein Bewenden. 

§ 117 

Besteht für mehrere Länder ein gemeinschaftliches 
Oberlandesgericht, so gilt folgendes: 

1. Die Landesjustizverwaltung des Landes, in dem 
das Oberlandesgoricht seinen Sitz nicht hat, 
kann die nach diesem Gesetz dem Oberlandes- 
gerichtspräsidentcn zustchenden Befugnisse auf 
einen anderen Richter übertragen. 


2. Die Notare eines jeden Landes bilden eine 
Notarkammer. § 86 Abs. 1 Satz 2 ist nicht an¬ 
zuwenden. 

§ 118 

Für das von den Notaren bei ihren Amtshand¬ 
lungen zu beobachtende Verfahren bleiben, soweit 
in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist, die 
bisherigen Rechtsvorschriften unberührt. 

§ 119 

Beschränkungen für den Zugang zum Notariat, 
die sich aus landesrechtlichen Vorschriften über 
den Abschluß der politischen Befreiung ergeben, 
bleiben unberührt. 
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Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
zu § 368 a Abs. 1 Satz 1 der Reichsversicherungsordnung 

Aus dem Beschluß des Bundesverfassungsgerichts 
vom 8. Februar 1961 — 1 BvL 10/60 — 1 BvR 289/60 
—■ 1 BvR 348/60 — in den Verfahren wegen 

verfassungsrechtlicher Prüfung des § 368 a Abs. 1 
Satz 1 der Reichsversicherungsordnung in der Fas¬ 
sung des Gesetzes über Kassenarztrecht vom 
17. August 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 513) 

auf Antrag 

dos Landessozialgerichts Baden-Württemberg 

und über Verfassungsbeschwerden wird gemäß § 31 
Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes über das Bundesverfas¬ 
sungsgericht in der Fassung des Gesetzes vom 
26. Juni 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 297) nachfolgen¬ 
der Entscheidungssatz veröffentlicht: 

§ 368 a Absatz 1 Satz 1 der Reichsversicherungs¬ 
ordnung in der Fassung des Gesetzes über Ände¬ 
rungen von Vorschriften des Zweiten Buches der 
Reichsversicherungsordnung und zur Ergänzung 
des Sozialgerichtsgesetzes .(Gesetz über Kassen¬ 
arztrecht) vom 17. August 1955 (Bundesgesetzbl. I 
S. 513) ist, auch soweit er sich auf Zahnärzte be¬ 
zieht, mit Artikel 12 Absatz 1 des Grundgesetzes 
nicht vereinbar und daher nichtig. 

Der vorstehende Entscheidungssatz hat gemäß 
§ 31 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über das Bundes¬ 
verfassungsgericht Gesetzeskraft. 

Bonn, den 20. Februar 1961 

Der Bundesminister der Justiz 
Schäff er 









